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TEIL 1 STÄDTEBAULICHE BELANGE

1 Einleitung

Die Gemeinde Heiligenstedten im Kreis Steinburg möchte mit der 5. Änderung des gemeinsa-
men Flächennutzungsplans der Arbeitsgemeinschaft Itzehoe und Umland für das Gebiet Heili-
genstedten (F-Plan) und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (B-Plan) Nr.
10 die Errichtung einer großflächigen Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) planungsrecht-
lich sichern. Die Gemeindevertretung Heiligenstedten hat hierzu in ihrer Sitzung am 16.09.2021
einen Aufstellungsbeschluss für eine F-Planänderung gefasst. Gleichzeitig wurde der Grund-
satzbeschluss gefasst, dass PV-FFA innerhalb des Gemeindegebietes von Heiligenstedten ei-
nen Anteil von mindestens 75 % EEG-geförderter Flächen aufweisen sollen. Dies hat den Hin-
tergrund, dass EEG-konforme Flächen i.d.R. in vorbelasteten Bereichen liegen und auch von
der Landesregierung so favorisiert werden. Der Flächenanteil von mindestens 75 % ist deshalb
gewählt worden, da neben den reinen EEG-geförderten Flächen häufig noch potentielle Areale
zur Verfügung stehen, die ebenfalls in den Geltungsbereich mit einbezogen werden können, da
sie aus wirtschaftlicher und raumordnerischer Sicht sinnvoll erscheinen und zusammenhängend
sind. Um auch hinsichtlich des Schutzes von Natur und Landschaft einen geeigneten Rahmen
festzulegen, hat die Gemeindevertretung Heiligenstedten beschlossen, den Flächenanteil von
PV-FFA im gesamten Gemeindegebiet von Heiligenstedten auf maximal 4 % zu beschränken.

Die dafür vorgesehene Fläche mit einer Gesamtgröße von ca. 10,1 ha (hiervon ca. 9,8 ha als
Sondergebietsfläche festgesetzt) wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Sie liegt nördlich der
zweispurigen Bahnstrecke Elmshorn – Westerland (Sylt).

Das Vorhaben wurde hinsichtlich seiner Verträglichkeit mit Naturschutz und Landschaftspflege
geprüft. Die Gemeinde kommt zu dem Schluss, dass der B-Plan erforderliche Umweltbelange
ausreichend berücksichtigt und umweltbezogene Auswirkungen gering bleiben bzw. ausgleich-
bar sind.

2 Beschreibung und Erfordernis der Planung

Ein Vorhabenträger möchte eine PV-Freiflächenanlage im Gemeindegebiet von Heiligenstedten
errichten. Die Gemeinde unterstützt dieses Vorhaben, da sie den Aufbau und die Sicherung ei-
ner nachhaltigen Energieversorgung in der Region anstrebt und mit ihrer Planung einen Beitrag
zum Klimaschutz leisten möchte (§ 1 (5) BauGB). Zudem möchte sie die Wirtschaftskraft in der
Gemeinde erhalten und weiter stärkten. Weiterhin kann die Errichtung von PV-FFA auch denje-
nigen, die in der Landwirtschaft tätig sind, zu Gute kommen. Indem sie ihre Flächen für die Er-
richtung von PV-FFA zur Verfügung stellen können, ist es ihnen möglich, eine weitere Erwerbs-
quelle zu generieren. Dies ist in Anbetracht des immer weiter voranschreitenden Strukturwan-
dels in der Landwirtschaft kein unwichtiger Faktor.

Seit dem 01.01.2023 sind Photovoltaik-Freiflächenanlagen entlang von Autobahnen und Schie-
nenwegen des übergeordneten Netzes mit mindestens zwei Hauptgleisen in einer Entfernung
bis zu 200 m gemäß § 35 (1) BauGB privilegiert. Im übrigen Gemeindegebiet ist eine Bauleitpla-
nung weiterhin erforderlich. Da der überwiegende Teil der hier vorliegenden Planfläche nicht in
den besagten 200 m-Korridor fällt und die Gemeinde dem Vorhabenträger dennoch die Mög-
lichkeit geben möchte, PV-Anlagen im Außenbereich zu errichten, muss die Gemeinde Heili-
genstedten zur Realisierung des Vorhabens zwingend in die Fortschreibung ihrer Bauleitpla-
nung (F- und B-Plan) einsteigen.
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Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen, sieht die Gemeinde die Ausweisung
eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „PV-Freiflächenanlage“ vor.

3 Räumlicher Geltungsbereich

Die Standortfläche der geplanten PV-FFA liegt nördlich der zweispurigen Bahnstrecke Elmshorn
– Westerland (Sylt), westlich des Friedhofs Julianka und südöstlich der Gemeindegrenze zur
Gemeinde Oldendorf. Sie schließt Flurstücke 383/1 und 1/28 (letzteres Erschließung) sowie Tei-
le der Flurstücke 177/2, 178/4, 162/ 64, 162/ 66, 162/69, 19/10, 19/11 und 19/8 (letzte sechs Er-
schließung) der Flur 3 der Gemarkung Heiligenstedten ein und hat eine Größe von ca. 10,1 ha.

4 Verfahren, Rechtsgrundlage

Die Gemeindevertretung Heiligenstedten hat beschlossen, eine 5. Änderung des gemeinsamen
Flächennutzungsplanes der Arbeitsgemeinschaft Itzehoe und Umland für den Bereich der Ge-
meinde Heiligenstedten im Sinne von § 5 BauGB vorzunehmen. Das Verfahren wird gemäß
BauGB durchgeführt.

In der vorliegenden Begründung werden die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des
Bauleitplans dargelegt (§ 2a BauGB). Auch wird aus ihr die städtebauliche Rechtfertigung und
das Erfordernis der Planung erkennbar (§ 1 BauGB).
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Abb.  1: Räumlicher Geltungsbereich der 5. F-Planänderung der Gemeinde  Heiligenstedten mit Darstellung
der künftigen Erschließung (orange)
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Zur Wahrung der Belange des Umweltschutzes wird eine Umweltprüfung durchgeführt, in der
die bauplanerisch relevanten Umweltbelange ermittelt, beschrieben, bewertet und in einem Um-
weltbericht dokumentiert werden (§ 2a BauGB). 

Um bei der Vermeidung und dem Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen zu
einer Entscheidung zu gelangen, wird nach den Prinzipien der Eingriffsregelung verfahren, die
im § 1 a BauGB Eingang gefunden haben, und die das Land Schleswig-Holstein im Gemeinsa-
men  Runderlass  des  Innenministeriums  und  des  Ministeriums  für  Energiewende,  Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume zum "Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung zum Baurecht" näher konkretisiert hat. 

Das Ergebnis der Umweltprüfung wird im Umweltbericht dargelegt, er ist als eigenständiger Teil
Bestandteil dieser Begründung.

5 Interkommunale Abstimmung, übergeordnete und kommunale Planungsebene

5.1 Interkommunaler Abstimmungsbedarf

Betroffene benachbarte Gemeinden wurden über  die  frühzeitige  Unterrichtung nach §  4 (1)
BauGB über die Planung in Kenntnis gesetzt und zur Abstimmung mit ihren Belangen aufgefor-
dert.

Es wurden keine Bedenken geäußert. Die Gemeinde Oldendorf hat aber vorsorglich darauf hin-
gewiesen, dass sie ggf. ebenfalls künftig die Planung einer PV-FFA auf ihrem Gemeindegebiet,
nahe der vorliegenden Planung, anstrebt. Möglicherweise könnte zusammen mit den Flächen
der Gemeinde Heiligenstedten eine Gesamtlänge von ca. 2 Kilometern an benachbarten PV-
FFA  entstehen.  Die  Gesamtlänge  nach  den  Grundsätzen  des  Landesentwicklungsplanes
Schleswig-Holstein (LEP) würde dadurch deutlich überschritten werden. Auch das nach den
Grundsätzen des LEP freizuhaltende Landschaftsfenster zwischen den beiden Planungen wür-
de unterschritten werden. Die Gemeinde Oldendorf bittet daher darum, bei der Aufstellung des
B-Planes Nr. 10 der Gemeinde Heiligenstedten intensiv mit einbezogen zu werden, damit die
Planungsbelange der Gemeinde entsprechend Beachtung finden können. Es sollte insbesonde-
re eine enge interkommunale Flächenabstimmung durchgeführt werden.

Eine interkommunale Abstimmung zwischen den beiden Gemeinden Heiligenstedten und Ol-
dendorf hat stattgefunden. Es ist ein gemeinsames Planungskonzept zur Nutzung von PV-FFA
erstellt worden (s. Anhang zum F-Plan).

Weiterhin hat die Gemeinde Heiligenstedtenerkamp grundsätzliche Anmerkungen zur Umset-
zung einer PV-FFA in den Raum gestellt bzw. angeregt, diese zu berücksichtigen. 
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5.2 Übergeordnete Planungsebene

5.2.1 Landesentwicklungsplan (LEP) 

Das zwischen dem Unterzentrum Wilster (rotes Recht-
eck) und dem  Mittelzentrum Itzehoe (roter  Kreis)  lie-
gende Plangebiet  und dessen Umfeld zählen zum 10-
km-Umkreis um das Mittelzentrum Itzehoe (rot gestri-
chelt). Zudem wird das Plangebiet von der Darstellung
„Stadt- und Umlandbereich im ländlichen Raum“ (oran-
gene Schrägschraffur)  überlagert.  Weiterhin liegt  das
Plangebiet  in  einem  Entwicklungsraum für  Tourismus
und Erholung (hellbraune Schrägschraffur).

Während im Süden im Bereich der Stör eine Biotopver-
bundachse (grüne Linie) verläuft, ragt im Nordwesten
und im  Südosten  die Darstellung „Vorbehaltsraum für
Natur und Landschaft“ (grüne horizontale Schraffur) in
den Kartenausschnitt hinein.

Außerdem verlaufen östlich des Plangebietes die Bun-
desautobahn (BAB) 23 (weiße, schwarz umrandete Li-
nie) und südlich des Plangebietes  die zweispurige Bahnstrecke Elmshorn – Westerland (Sylt)
(pinke Linie) sowie die Bundesstraße 5, für die ein Ausbau geplant ist (gelb schwarz gestrichelte
Linie). Zudem liegt die Standortfläche an einer Landesentwicklungsachse (violette Rechtecke).

Westlich  des  Plangebietes  kennzeichnet  der  LEP  zudem  eine  Hochspannungsleitung
(>=220kV) (lila Linie).

5.2.2 Regionalplan

Der  Regionalplan  für  den  Planungsraum  IV
(2005) übernimmt im Bereich der geplanten PV-
Anlage die Darstellung als „Stadt- und Umland-
bereich  in  ländlichen  Räumen“  (rosa  Schräg-
schraffur). Überlagert wird diese Darstellung von
einem  „Gebiet  mit  besonderer  Bedeutung  für
Tourismus  und  Erholung“  (orangene  Schräg-
schraffur).

Im Nordosten der Standortfläche sowie im Be-
reich der Stör befinden sich Gebiete mit beson-
derer Bedeutung für Natur und Landschaft (grü-
ne Schraffur). Weiterhin ist im Bereich der Stör
ein Vorranggebiet für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz  (blaue  Punktierung)  mit  einem
größeren Sportboothafen ausgewiesen worden.
Östlich des Plangebietes kennzeichnet der Regi-
onalplan einen Entwicklungs- und Entlastungsort
(hier: Stadt Itzehoe) (rot gestrichelt). Zudem ragt
im Osten die Darstellung eines baulich zusammenhängenden Siedlungsgebietes eines zentra-
len Ortes (ebenfalls Stadt Itzehoe) in den Kartenausschnitt hinein.
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Abb.  3:  Regionalplan  IV  (Auszug)  mit  Lage  des
Plangebietes (blau)

Abb. 2: Landesentwicklungsplan (Auszug) mit
Lage des Plangebietes (blau)
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Das  Plangebiet  liegt  zudem nördlich  der  zweispurigen Bahntrasse  „Elmshorn –  Westerland
(Sylt)“ (pinke Linie) und der Bundesstraße 5 (schwarze Linie) sowie westlich der Bundesauto-
bahn 23 (schwarz umrandet).

Regionalplan für den Planungsraum III - West, Kapitel 5.7 Windenergie an Land (2020).

Im Dezember 2016 hat die Landesplanungsbehörde den Entwurf der Teilaufstellung des Regio-
nalplans III zum Sachthema Windenergie veröffentlicht, der ehemalige Planungsraum IV wurde
in den neuen Planungsraum III integriert.

Der im Dezember 2020 in Kraft getretene Regionalplan weist für das Plangebiet und dessen nä-
here Umgebung keine Windvorranggebiete auf.

5.2.3 Landschaftsrahmenplan (LRP)

Karte 1 des Landschaftsrahmenplans weist für
das Plangebiet keine Darstellungen auf. Östlich
des Plangebietes ragt die Darstellung einer Bio-
topverbundachse (grüne Schraffur) in den Kar-
tenausschnitt hinein (ebenso im Südwesten im
Bereich der Bekau). Die Stör wird als Vorrang-
fließgewässer gekennzeichnet und stellt zudem
einen  Schwerpunktbereich  eines  Gebietes  mit
besonderer Eignung zum Aufbau eines Schutz-
gebiets- und Biotopverbundsystems dar.

In Karte 2 wird das Plangebiet von einem Ge-
biet  mit  besonderer  Erholungseignung  überla-
gert (gelbe Punktierung). Nördlich des Plange-
bietes  kennzeichnet  der  LRP eine  Knickland-
schaft  (grüne Schrägschraffur)  sowie im Nord-
osten  ein  Landschaftsschutzgebiet  gem.  §  26
Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG.

In Karte 3 wird das Plangebiet zum Teil von der Darstellung klimasensitiver Boden überlagert
(gelb). Im Nordwesten sowie im Nordosten des des Plangebietes befinden sich  Waldflächen
(>5ha) (grün). Zudem kennzeichnet der LRP südlich des Plangebietes ein Küstenhochwasserri-
sikogebiet (§§ 73, 74 WHG) (vertikale lila Schraffur) sowie im Bereich der Stör zusätzlich ein
Flusshochwasserrisikogebiet (§§ 73, 74, 76 WHG) (blau).
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Planungsraum III (Auszug) mit Lage des Plangebie-
tes (blau)
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5.3 Kommunale Planungen

5.3.1 Flächennutzungsplan

Der gemeinsame F-Plan der planaufstellenden Mitglie-
der der Arbeitsgemeinschaft Itzehoe und Umland (u.a.
auch Heiligenstedten)  stellt  den Planbereich als Flä-
che für die Landwirtschaft dar. 

Während das Plangebiet im Süden an eine Fläche für
Bahnanlagen  grenzt,  befindet  sich  nördlich  der  ge-
planten PV-FFA, unmittelbar angrenzend, eine Fläche
für die Forstwirtschaft (überwiegend auf dem Gemein-
degebiet von Oldendorf). Weiterhin kennzeichnet der
F-Plan nordöstlich der Planfläche eine kleine Wasser-
fläche,  im  Westen  den  Friedhof  Julianka  sowie  im
nordöstlichen  Kartenausschnitt  den  Verlauf  einer
110kV-Stromleitung.

5.3.2 Landschaftsplan

Der Landschaftsplan (L-Plan) der Gemeinde Heiligenstedten aus dem Jahr 2000 kennzeichnet
innerhalb des Plangebietes lediglich den Verlauf eines Grabens. 

Im südwestlichen Bereich, der von der Planung ausgespart bleibt, weist der L-Plan die Darstel-
lung eines gesetzlich geschützten Biotops gem. § 15a LNatSchG (heute: § 21 LNatSchG) auf.
Ein weiteres gesetzlich geschütztes Biotop, umgeben von landschaftsbestimmenden Bäumen,
befindet sich nordwestlich des Plangebietes. Daran angrenzend kennzeichnet der L-Plan eine
Waldfläche. 
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Abb. 5: Karte 2 des Landschaftsrahmenplans für den
Planungsraum III (Auszug) mit Lage des Plangebie-
tes (blau)

Abb.  6: Karte 3 des Landschaftsrahmenplans für
den Planungsraum III (Auszug) mit Lage des Plan-
gebietes (blau)

Abb.  7:  Gemeinsamer  F-Plan  der  planauf-
stellenden  Mitglieder  der  Arbeitsgemein-
schaft Itzehoe und Umland  (1980) (Auszug)
mit Lage des Plangebietes (weiß umrandet)



Begründung Gemeinde Heiligenstedten / 5. F-Planänderung

Die sich im Nordosten des Kartenausschnitts befindli-
chen  Fischteiche sind ebenfalls  zum Teil von land-
schaftsbestimmenden  Bäumen  umgeben.  Weitere
Bäume  kennzeichnet  der  L-Plan  am  südöstlichen
Rand, außerhalb des Plangebietes.

Der  Bereich  zwischen  der  Bahntrasse  und der  B5,
südlich des Plangebietes, wird im L-Plan als Fläche
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen dargestellt.

6 Planungsgrundsätze der Gemeinde

Die rund 1500 Einwohner*innen zählende Gemeinde
Heiligenstedten liegt im Kreis Steinburg,  westlich an-
grenzend  an  das  Mittelzentrum  Itzehoe.  Es  haben
sich ein großer Baumarkt, weitere Geschäfte, Hand-
werker und Dienstleistungsbetriebe in der Gemeinde
angesiedelt, die weit über die Gemeindegrenzen hinaus bekannt sind. Zudem verfügt Heiligens-
tedten über einen historischen Ortskern mit einer Kirche und weiteren wichtigen Gemeinschafts-
einrichtungen.

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung
einer Photovoltaik-Freiflächenanlage  mit einer Gesamtleistung von ca.  10 MW, einschließlich
der erforderlichen Nebenanlagen, auf dem Gemeindegebiet von Heiligenstedten. Die Gemeinde
möchte mit ihrer Planung den Aufbau und die Sicherung einer nachhaltigen Energieversorgung
in der Region unterstützen und hiermit einen weiteren Beitrag zum Klimaschutz leisten. Zudem
möchte sie die Wirtschaftskraft in der Gemeinde erhalten und weiter stärkten.

Seit dem 01.01.2023 sind Photovoltaik-Freiflächenanlagen entlang von Autobahnen und Schie-
nenwegen des übergeordneten Netzes mit mindestens zwei Hauptgleisen in einer Entfernung
bis zu 200 m gemäß § 35 (1) BauGB privilegiert. Im übrigen Gemeindegebiet ist eine Bauleitpla-
nung weiterhin erforderlich. Da der überwiegende Teil der hier vorliegenden Planfläche nicht in
den besagten 200 m-Korridor fällt und die Gemeinde dem Vorhabenträger dennoch die Möglich-
keit geben möchte, PV-Anlagen im Außenbereich zu errichten, muss die Gemeinde Heiligens-
tedten zur Realisierung des Vorhabens zwingend in die Fortschreibung ihrer Bauleitplanung (F-
und B-Plan) einsteigen. Dieser Voraussetzung wird mit der 5. Änderung des gemeinsamen Flä-
chennutzungsplanes der Arbeitsgemeinschaft Itzehoe und Umland für den Bereich der Gemein-
de Heiligenstedten und dem vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 10 nachgekommen. Die Bevölke-
rung wird in den Planungsprozess eingebunden, so dass eine größtmögliche Akzeptanz erzielt
werden kann. Nachbarschützende Belange sind nach Ansicht der Gemeinde zur Zeit nicht er-
kennbar, können durch die Beteiligung der Öffentlichkeit aber erkannt und ggfls. beachtet wer-
den.

Die für die Eingriffe in Natur und Landschaft erforderlichen Ausgleichsflächen können im F-Plan
bzw. B-Plan als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft dargestellt bzw. festgesetzt werden. Der Umfang dieser Flächenaus-
weisungen richtet sich nach dem rechtlich vorgeschriebenen Erfordernis und wurden im Laufe
des Planverfahrens bestimmt.

Mit ihrer Planung möchte die Gemeinde eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewähr-
leisten, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Belange miteinander in Ein-
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Abb.  8: L-Plan der Gemeinde  Heiligenstedten
(2000)  (Auszug)  mit  Lage  des  Plangebietes
(rot umrandet)
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klang bringt (vergl. § 1 (5) und (6) BauGB). Ferner möchte die Gemeinde bereits auf dieser Pla-
nungsebene die umweltrelevanten Belange prüfen.

Die Gemeinde berücksichtigt bei ihrer Planung zur 5. Änderung des gemeinsamen Flächennut-
zungsplanes der Arbeitsgemeinschaft Itzehoe und Umland für den Bereich der Gemeinde Heili-
genstedten und dem vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 10 insbesondere folgende Punkte:

 den auf Bundes- und Landesebene formulierten Klimaschutz, der Eingang gefunden hat in
zahlreiche Gesetze und Verordnungen, wie z.B. in §1a (5) BauGB: „Den Erfordernissen des

Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als

auch durch solche,  die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen

werden.“

 die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung: 

Die Errichtung von PV-Anlagen sollte gem. den überörtlichen und städtebaulichen Erforder-
nissen bei der Siedlungsentwicklung möglichst in Anbindung an bestehende Siedlungsstruk-
turen erfolgen.  Das Plangebiet liegt in unmittelbarer Nähe zu einem zusammenhängenden
Siedlungsbereich/ zur Ortslage (OT Julianka), in ca. 370 m nördlich bzw. ca. 400 m nordöst-
lich der geplanten PV-FFA.

Der schonende Umgang mit Grund und Boden wird berücksichtigt. 

Privilegierte Nutzungen (z.B. Landwirtschaft, Windenergie, PV) werden nicht unzulässig ein-
geschränkt. 

 die Hinweise des Entwurfes des gemeinsamen Beratungserlasses “Grundsätze zur Planung
von großflächigen Solarenergie-Freiflächenanlagen im Außenbereich” (2021): 

Die Gemeinde berücksichtigt  den Grundsatz,  dass keine erheblichen Beeinträchtigungen
des Landschaftsbildes sowie anderer öffentlicher Belange erfolgen. Dies spiegelt sich u.a.
auch darin wider,  dass die Gemeindevertretung Heiligenstedten den Grundsatzbeschluss
gefasst hat, dass PV-FFA innerhalb des Gemeindegebietes von Heiligenstedten einen Anteil
von mindestens 75 % EEG-geförderter Flächen aufweisen sollen. Dies hat den Hintergrund,
dass die EEG-konformen Flächen i.d.R. in vorbelasteten Bereichen liegen und eben auch
von der Landesregierung so favorisiert werden.

Prinzipiell  problematische  Bereiche  (FFH-Gebiete,  Natur-  und  Landschaftsschutzgebiete,
gesetzlich geschützte Biotope, geschützte Landschaftsbestandteile, Biotopverbundflächen)
werden nicht berührt.

 die Hinweise des Entwurfes “Kriterien zur Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen“
des Kreises Steinburg (2021):

Die Karte gibt Hinweise zu raumrelevanten Elementen (z.B. Siedlungsflächen, Windvorrang-
gebieten),  bedeutenden  Kriterien  (z.B.  strukturreichenden  Kulturlandschaftsausschnitten,
Wiesenvogelkulisse, Moore) und entscheidenden Kriterien (z.B. Naturschutzgebiete, FFH-
Gebiete mit 300m Puffer, Waldflächen) im gesamten Kreis Steinburg.

Raumrelevante Elemente sowie entscheidende Kriterien, die mitunter von vornherein einen
Ausschluss der Fläche für die Errichtung einer PV-FFA zur Folge haben könnten, liegen in-
nerhalb des Plangebietes nicht vor. Allerdings befinden sich innerhalb der Planfläche Moor-
böden  (bedeutendes Kriterium).  Geeignete  Vermeidungs-  bzw.  Minimierungsmaßnahmen
zum Schutze des Bodens vor Beeinträchtigungen während des Bauzeitraumes sind im Text-
teil B des vorhabenbezogenen B-Plans Nr. 10 festgesetzt worden.
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 städtebauliche Aspekte:

Eine Standortalternativenprüfung ist durchgeführt worden. Hierbei sind insbesondere folgen-
de Kriterien beachtet worden:

• Lage in Anbindung an vorhandene Infrastruktureinrichtungen, wie z.B. entlang von Auto-
bahnen, Bundesstraßen, auf Konversionsflächen oder wie hier entlang von Schienenwe-
gen

• Freihaltung von naturschutzfachlich hochwertigen Bereichen

• Minimierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

 ökologische und ökonomische Aspekte:

Die Erzeugung von regenerativen Energien zum Schutze des Klimas stärkt die ökologische
Ausrichtung der Gemeinde. Die Gemeinde möchte in einem strukturschwachen, fast aus-
schließlich durch die Landwirtschaft geprägten Raum die wirtschaftliche Entwicklung durch
Unterstützung der örtlichen Unternehmen und Bürger fördern, um eine Wertschöpfung vor
Ort zu erreichen.

Die Netzeinspeisung des erzeugten Stroms in das öffentliche Stromnetz ist gesichert. Der
Netzverknüpfungspunkt befindet sich am Umspannwerk Itzehoe Mitte.

7 Wesentliche Auswirkungen der Planung

Die Aufstellung von PV-Anlagen führt zu folgenden wesentlichen Auswirkungen:

• Das Landschaftsbild verändert sich. Unter Berücksichtigung aller abzuwägenden Belange
kann die zusätzliche Belastung des Landschaftsbildes vor dem Hintergrund des Klimaschut-
zes als vertretbar eingeschätzt werden.

• Die zur Zeit intensiv genutzten Grünland- bzw. Ackerflächen werden künftig zwischen den
PV-Modulen extensiv genutzt. Hierdurch wird der ökologische Wert der vorhandenen inten-
siv genutzten Grünland- bzw. Ackerflächen erhöht. Im Rahmen der artenschutzrechtlichen
Prüfung werden keine Verbote gemäß § 44 (1) BNatSchG erwartet. 

• Durch die Baumaßnahmen kommt es zur Versiegelung von Flächen. Die Bodenstruktur wird
in  den Bereichen der  baulichen Anlagen oberflächennah zerstört  werden.  Der  Versiege-
lungsgrad ist im Hinblick auf den Versiegelungsumfang und der Größe des Plangebietes al-
lerdings sehr gering, so dass hierdurch keine wesentlichen Beeinträchtigungen zu erwarten
sind.

• Durch den Wechsel von verschatteten und unverschatteten Bereichen unter und neben den
Modulen wird es zu Veränderungen des Kleinklimas kommen, die zu einem reicheren Arten-
inventar führen können.

• Die Nutzung erneuerbarer Energien kann positive Auswirkungen auf das Klima haben, wenn
zeitgleich fossile Energieträger nicht gebaut oder abgeschaltet werden.

8 Abstimmungsbedarf bei Umsetzung der Planung, Hinweise für den Vorhabenträger

Die folgenden Hinweise sind bei Umsetzung der Planung zu berücksichtigen:
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Kreis   Steinburg   – Stra  ßenbau  

Für den Fall, dass die Gemeindewege, über die die Zuwegung erfolgt, neu zu erstellen bzw. zu
ertüchtigen sind, ist dies über den Straßenbaulastträger zu genehmigen, da hier eine Sonder-
nutzung vorliegt. Entsprechende technische Bestimmungen und weitergehende Auflagen sind
zu erfüllen.

Zufahrten zu Landesstraßen und Kreisstraßen gelten außerhalb einer nach § 4 Abs. 2 StrWG
festgesetzten Ortsdurchfahrt als Sondernutzung. Der Träger der Straßenbaulast kann von der
Erlaubnisnehmerin oder dem Erlaubnisnehmer alle Maßnahmen verlangen, die wegen der örtli-
chen Lage, der Art und Ausgestaltung der Zufahrt oder aus Gründen der Sicherheit oder Leich-
tigkeit des Verkehrs erforderlich sind. Die Änderung einer Zufahrt bedarf ebenfalls der Erlaubnis
nach § 21 Abs. 1 StrWG. Eine Änderung liegt auch vor, wenn die Zufahrt gegenüber dem bishe-
rigen Zustand einem wesentlich größeren oder andersartigen Verkehr dienen soll (§ 24 Abs. 1-3
StrWG). Das Bauvorhaben liegt außerhalb der z. Z. festgesetzten Ortsdurchfahrt (§ 4 StrWG).
Die Zufahrt zur Kreisstraße ist somit eine Sondernutzung (§ 24 StrWG). Eine Erlaubnis des Trä-
gers der Straßenbaulast ist daher erforderlich.

Für die Kreisstraßen K36 besteht eine Gewichtsbeschränkung von 16 to. für den Bereich vom
Umspannwerk  Oldendorf  (km  4,700)  bis  zur  Einmündung  Spurbahn  „Dorfkampsweg“  (km
5,460). Für das Befahren der Kreisstraße mit größeren Gewichten werden keine Ausnahmege-
nehmigungen erteilt. Die Brücke über die Bekau ist mit 16 to. gewichtsbeschränkt. Die DB-Brü-
cke ist mit 30 to. Gewichtsbeschränkt. Dies ist insbesondere für die Bauphase zu beachten.

Kreis Steinburg – Untere Wasserbehörde

Folgende Hinweise sind im gesamten Verfahren zu berücksichtigen:

• Für das Planungsvorhaben sind die Checklisten „Schutzgut Boden für Planungs- und Zulas-
sungsverfahren“  zu  berücksichtigen  (https://www.labo-deutschland.de/documents/
2018_08_06_Checklisten_Schutzgut_Boden_PlanungsZulassungsverfahren.pdf)

• Die Arbeitshilfe „Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und Rückbau von Freiflä-
chenanlagen für Photovoltaik und Solarthermie“ ist im Verfahren zu berücksichtigen.

• Der Leitfaden „Bodenschutz beim Bauen“ des Landesamtes für Landwirtschaft, Umwelt und
ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein (2021) ist zu beachten, mit Einreichung der
Antragsunterlagen für die Solarparks ist ein entsprechendes Bodenschutzkonzept einzurei-
chen, das insbesondere die von der Baumaßnahmen ausgehenden möglichen Einwirkungen
auf den Boden berücksichtigt, wie:

• Bodenabtrag und -auftrag, -vermischungen,

• Versiegelung,

• schädliche Verdichtungen und Gefügeschäden,

• Veränderungen des Bodenwasserhaushalts und Fremdmaterial mit Schadstoffeinträgen
und Schadsotffmobilisierung.

Kreis Steinburg – Untere Abfallbehörde

Es ist geplant, dass die Trafo- / Übergabestationen auf ein verdichtetes Schotterbett gestellt
werden sollen und dass der Bereich hinter der Ein- bzw. Ausfahrt des Geländes aufgeschottert
wird. Diesbezüglich sind folgende Auflage und folgender Hinweis mit in den Genehmigungsbe-
scheid aufzunehmen.
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Auflage:

(1) Die Verwendung von Recyclingmaterial einer höheren Materialklasse als RC-1 ist mir bis
spätestens drei Wochen vor Beginn der Bauarbeiten anzuzeigen. Das beinhaltet das Einreichen
der entsprechenden Analyseergebnisse samt Einteilung der Materialklasse bei der unteren Ab-
fallbehörde.

Hinweis:

(1) Für den Fall des Einsatzes mineralischer Ersatzbaustoffe ist das Lieferscheinverfahren nach
§ 25 Ersatzbaustoffverordnung zu beachten.

Kreis Steinburg – Untere Naturschutzbehörde

Sofern im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben Abgrabungen erfolgen und Boden abzutrans-
portieren ist, wird darauf hingewiesen, dass das anfallende Bodenmaterial grundsätzlich zu da-
für geeigneten Bodendeponien zu verbringen ist. Falls das Material in anderer Weise verwendet
werden  soll,  wird  darauf  hingewiesen,  dass  gemäß  den  Bestimmungen  des  §  8  Abs.  2
BNatSchG Aufschüttungen mit einem Eingriff in Natur und Landschaft verbunden sein können,
wenn die betroffene Bodenfläche größer als 1.000 m2 oder die zu verbringende Menge mehr als
30 m3 beträgt. Der Eingriff wäre gemäß § 11a LNatSchG bei der unteren Naturschutzbehörde
zu beantragen.

Aufschüttungen in jeglicher Form oder Umfang sind im Bereich des gegrüppten Moorgrünlands,
von feuchten Senken und Gräben sowie im Bereich von gesetzlich geschützten Biotopflächen
unzulässig.

Sollte es im Rahmen der Verlegung von Erdkabeln zu Beeinträchtigungen von Bäumen und Ge-
hölzen kommen, so ist die UNB darüber im Vorwege in Kenntnis zu setzen.

Es wird zudem darauf hingewiesen, dass auch die ggf. erforderliche temporäre oder dauerhafte
Ertüchtigung von Erschließungswegen sowie die Herstellung von Baustelleneinrichtungsflächen
mit einem Eingriff in Natur und Landschaft verbunden sein können und somit kompensations-
pflichtig sind.

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus

Durch geeignete Maßnahmen ist  sicherzustellen,  dass  der  überörtliche Verkehr  nicht  durch
Blendung der Photovoltaikanlagen beeinträchtigt wird. Die entsprechenden Maßnahmen sind
mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (LBV.SH), Standort Itze-
hoe, Breitenburger Straße 37, 25524 Itzehoe, abzustimmen.

Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein

Hinweise  auf  Auswirkungen  auf  archäologische  Kulturdenkmale  gem.  §  2  (2)  DSchG vom
30.12.2014 können im Rahmen des Scoping-Verfahrens lt. Stellungnahme des Archäologischen
Landesamtes vom 23.12.2021 zurzeit nicht festgestellt werden. Wer während der Erdarbeiten
Zufallsfunde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, hat die Fundstelle zu sichern und die
Gemeinde oder die Obere Denkmalbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Diese Verpflich-
tung besteht ferner gem. § 15 DSchG für den/die Vorhabenträger/in, den/die Eigentümer/in oder
den/die Leiter/in der Arbeiten.

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
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Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, wird für Hinweise und Informatio-
nen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf  den NIBIS-Kartenserver verwiesen. Die
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkun-
dung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts soll-
ten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen
Fassungen erfolgen.
Ob im Vorhabensgebiet  eine  Erlaubnis  gem.  §  7  BBergG oder  eine  Bewilligung  gem.  §  8
BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verliehen bzw. auf-
recht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Es wird darum gebeten,
den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu die-
sem Thema sind bitte direkt an markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de zu richten.

Informationen  über  möglicherweise  vorhandene  Salzabbaugerechtigkeiten  sind  unter
www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Re  chte   zu finden.

Handwerk  skammer   Lübeck  

Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt werden, wird sachge-
rechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung betroffener Betriebe erwartet.

Eisenbahn-Bundesamt

Grundsätzliche Forderung:

Für das der Bauleitung zugrundeliegende Vorhaben gilt:

• dass die baulichen Anlagen nicht die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Le-
ben und Gesundheit gefährden dürfen

• die Sicherheit des öffentlichen Verkehrs zu wahren ist.

Das Eisenbahn-Bundesamt fordert generell, dass von der geplanten Anlage (den Modulen) kei-
ne Blendwirkungen auf den Eisenbahnverkehr und den am Eisenbahnverkehr beteiligten Perso-
nen, wie z.B. Triebfahrzeugführer, ausgehen. Der Betreiber der Solaranlage muss Abhilfe schaf-
fen, sollte wider Erwarten doch eine Blendwirkung von den Modulen ausgehen.

Die von der benachbarten Bahnanlage auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen (auch Er-
schütterungen) und Emissionen sind zu berücksichtigen. Ansprüche gegen den Infrastrukturbe-
treiber wegen der vom Betrieb ausgehenden Wirkungen bestehen nicht.

Deutsche Bahn AG

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres auf der an-
grenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden.

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe-
sondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektri-
sche Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Be-
bauung führen können.

Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der
Gemeinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vor-
zusehen bzw. vorzunehmen.
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Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahndamm, Ka-
bel- und Leitungsanlagen, Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleis-
ten.

Vor Baubeginn ist grundsätzlich eine Grenzfeststellung durchzuführen. Photovoltaik- bzw. So-
laranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbge-
bung und Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung
ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind
vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubringen.

Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage
keinerlei  negativen  Auswirkungen  auf  die  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebs  (z.B.  Sichtein-
schränkungen der Triebfahrzeugführer durch z.B. Blendungen, Reflexionen) entstehen können.

Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunterneh-
men sind hinsichtlich Bremsstaubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb (z. B. Bremsabrieb)
sowie durch Instandhaltungsmaßnahmen (z.B. Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von
allen Forderungen freizustellen.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass aus Schäden und Beeinträchtigungen der Leis-
tungsfähigkeit der Anlage (Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen sind,
keine Ansprüche gegenüber der DB AG sowie bei den auf der Strecke verkehrenden Eisen-
bahnverkehrsunternehmen geltend gemacht werden können.

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist
das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit  angehängten Lasten
oder herunterhängenden Haken verboten.

Vor Einsatz eines Krans ist dies der DB Netz AG mindestens 8 Wochen vor Kranaufstellung an-
zuzeigen, damit über das Erfordernis einer ggf.  zu erstellenden Krananweisung entschieden
werden kann. Dazu ist auch ein maßstäblicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen
Schwenkradius vorzulegen.

Abhängig vom Standort dürfen nur Krane mit einer Schwenkbegrenzung verwendet werden. Auf
eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen. Alle hieraus entstehenden Kosten gehen
zu Lasten des Antragstellers oder dessen Rechtsnachfolgern.

Ansprechpartner: DB Netz AG, Investitionsplanung und Segmentsteuerung, Hamburger Chaus-
see 10, 24114 Kiel, mail: Thomas.Bergermann@deutschebahn.com

Einer Ableitung von Abwasser, Oberflächenwasser auf oder über Bahngrund bzw. durch einen
Bahndurchlass oder einer Zuleitung in einen Bahnseitengraben muss ausgeschlossen werden.
Der Eintrag von Niederschlagswasser aus versiegelten Flächen in Grenzflächen zur Bahn darf
zu keiner Vernässung der Bahnanlagen (Untergrund) führen.

Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt
werden. Ein Zugang zu diesen Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhaltungsmaß-
nahmen ist sicherzustellen.

Sollte es einen Instandhaltungsweg der PV-Anlage geben, ist  dieser möglichst so zu legen,
dass dieser von uns mit genutzt werden kann (nicht eingezäunt und parallel zum Gleis). Zumin-
dest ist ein Grünstreifen zur Grabenpflege freizuhalten.

Ansprechpartner:  DB Netz AG,  Bezirksleiter  „Konstruktiver Ingenieurbau“,  Herr  Jensen,  Tel.:
0151/62866719, christian.c.jensen@deutschebahn.com

Bei  Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen  (z.B.  Baustellenbeleuchtung,  Park-
platzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnübergän-
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gen etc.  hat  der  Bauherr  sicherzustellen,  dass  Blendungen  der  Triebfahrzeugführer  ausge-
schlossen sind und Verfälschungen,  Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern
nicht vorkommen.

Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und auch
im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Personen und Fahrzeuge
derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren von Bahnge-
lände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen verhindert wird.
Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfolgern laufend instand zu halten und
ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechts-
nachfolger.

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen
den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Abstand und Art von Be-
pflanzungen müssen so gewählt werden, dass diese z.B. bei Windbruch nicht in die Gleisanla-
gen fallen können. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig
zu  gewährleisten.  Der  Pflanzabstand  zum  Bahnbetriebsgelände  ist  entsprechend  der  End-
wuchshöhe zu wählen. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisen-
bahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend an-
gepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht
vor,  die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. Es
wird deshalb darum gebeten, entsprechende Neuanpflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von
vornherein auszuschließen.

Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften je-
derzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen ge-
rechnet werden muss. Ggf. sind im Baubereich vor Baubeginn entsprechende Suchschlitze von
Hand auszuführen.

Sielverband Julianka

Der Verband weist darauf hin, dass eventuelle Schäden an der Grünfläche, die bspw. auf die
Unterhaltungsarbeiten oder die Ablage des Aushubes zurückzuführen sind, vom Antragsteller/
Vorhabenträger auf eigene Kosten zu beheben sind. Das gilt ausdrücklich auch für die Wieder-
herstellung der Blühwiese.

Darüber hinaus ist vom Antragsteller/Vorhabenträger nachhaltig sicherzustellen, dass durch die
geplanten Maßnahmen keine Beeinträchtigungen oder Mehrkosten für den Verband bei der Er-
füllung seiner Aufgaben – insbesondere bei der Gewässerunterhaltung – entstehen.

Der Verband weist darauf hin, dass sich durch das o.a. Planvorhaben für den Verband keine
Einschränkungen oder Behinderungen in der Ausführung seiner Aufgaben ergeben dürfen. Die-
ses gilt ganz besonders für die meist jährlich wiederkehrenden Unterhaltungsmaßnahmen der
Verbandsgewässer. Grundsätzlich ist alles zu unterlassen, was die Unterhaltung der Verbands-
anlagen erschwert, behindert oder unmöglich macht.

Der Verband weist darauf hin, dass im Bereich der Unterhaltungs- und Schutzstreifen an den
Gewässern und innerhalb der Rohrleitungstrassen keine Bäume und Sträucher gepflanzt wer-
den dürfen. Kontrollschächte müssen jederzeit zugänglich sein. Es ist grundsätzlich sicherzu-
stellen, dass sich alle Planvorhaben außerhalb der Schutz- bzw. Unterhaltungsstreifen befinden
und dass ggf. durch eine regelmäßige Gehölzpflege sichergestellt wird, dass von benachbarten
Flächen keine Pflanzungen in die Schutzstreifen der Verbandsanlagen einwirken können.
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Der Verband fordert, dass vom Antragsteller/Vorhabenträger ein Nachweis über die Erreichbar-
keit  der  Unterhaltungs-  und  Schutzstreifen  der  beiden  Verbandsgewässer  zu  erbringen  ist.
Eventuelle Mehrkosten, die auf eine schlechtere Erreichbarkeit der Unterhaltungs- und Schutz-
streifen zurückzuführen sind, sind vom Antragsteller/Vorhabenträger zu tragen.

Der Verband fordert, dass auf Grund des zu erwartenden Schwerlastverkehrs durch geeignete
Beweissicherungsmaßnahmen der bauliche Zustand und die Funktion der Verbandsanlagen im
o.a. Plangeltungsbereich ermittelt bzw. festgestellt wird. Die Dokumentation dieser Beweissiche-
rung ist vor Beginn der Baumaßnahmen – also ausdrücklich vor Beginn der Baumaßnahmen
zur Herstellung der Zuwegung(!) - dem Verband zu übergeben.

Nach Fertigstellung des Solarparks ist  eine erneute Zustandserfassung der betroffenen Ver-
bandsanlagen erforderlich. Die Dokumentation der erneuten Zustandserfassung ist unverzüg-
lich nach Abschluss der Errichtung des Solarparks dem Verband zu übergeben. Durch das Bau-
vorhaben entstandene Schäden an den Verbandsanlagen sind dem Verband sofort zu melden
und vom Antragsteller auf eigene Kosten zu beheben.

Sollten Kabeltrassen in der Nähe von Verbandsanlagen geplant werden, so sind dem Verband
die Lagepläne und Querschnittszeichnungen der Kabeltrassen vorzulegen, die eindeutig die
Lage in der Örtlichkeit darstellen. Gewässerquerungen sind im Detail in der Lage und im Quer-
schnitt darzustellen.

Die Vorgaben (mind. Abstände, mind. Verlegetiefen) des Verbandes und der Kreiswasserbehör-
de zu diesen Maßnahmen sind zu berücksichtigen.

Sollten Kabel parallel an Gewässern entlanggeführt werden, so ist der erforderliche Mindestab-
stand zu den Verbandsanlagen einzuhalten und eindeutig zu dokumentieren. Die Übereinstim-
mung der Maßangaben mit der Örtlichkeit muss gegeben sein.

Nach Ende der Kabelverlegungsarbeiten sind dem Verband Bestandspläne der in Nähe der Ge-
wässer verlegten Kabel zu übergeben. Darüber hinaus sind Gewässerquerungen durch Hin-
weisschilder dauerhaft und nachhaltig zu kennzeichnen.

Sollte eine Kabelverlegung bzw. eine Zuwegung im 5 m Unterhaltungs- und Schutzstreifen oder
eine Gewässerkreuzung mit einem Kabel bzw. einer Zuwegung erforderlich werden, so ist zwi-
schen dem zukünftigen Anlagenbetreiber und dem Sielverband Julianka der Abschluss eines
Nutzungsvertrages erforderlich, der verschiedene Vertragsgegenstände zum Inhalt hat.

Veränderungen und Neubau wasserwirtschaftlicher Bauwerke (Durchlässe) und Anlagen in den
Verbandsgewässern sind dem Verband nach Bauende zu dokumentieren.

Technische Details und die genaue Einbaustelle sind zwecks Fortschreibung des digitalen Anla-
genverzeichnisses unaufgefordert vorzulegen.

Eventuelle Schäden am Gewässer oder an den Anlagen sind dem Verband sofort zu melden.
Der Betreiber ist dem Verband zum Ersatz aller Schäden verpflichtet, die diesem bei der auf-
grund der Herstellung/Errichtung und Unterhaltung der Solarparkanlagen an den Verbandsanla-
gen entstehen. Der Betreiber haftet auch für durch ihn beauftragte Dritte. Im Zweifel entscheidet
ein Sachverständiger über die Höhe des Schadens.

Der Betreiber hat alle auf den Grundstücken und baulichen Anlagen des Verbandes vorzuneh-
menden Verlegungs- und Bau- sowie Wartungs- bzw. Reparaturarbeiten in einer die Interessen
des Verbandes schonenden Weise vorzunehmen. Er hat mindestens vier Wochen vor Beginn
der Arbeiten den Verband über konkret anstehende Bauaktivitäten zu unterrichten.

Der Verband darf durch Bauaktivitäten nicht im Rahmen der Erledigung seiner Aufgaben gestört
oder behindert werden.
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Der Verband weist darauf hin, dass der Verband im Zug des Genehmigungsverfahrens für die
Errichtung und den Betrieb der Solarenergieanlagen zu beteiligen und zur Abgabe einer Stel-
lungnahme aufzufordern ist.

Bundesnetzagentur – Referat Richtfunk

Die Registrierung im http://www.marktstammdatenregister.de/ ist für alle Solaranlagen verpflich-
tend, die unmittelbar oder mittelbar an ein Strom- bzw. Gasnetz angeschlossen sind oder wer-
den sollen. Die Pflicht besteht unabhängig davon, ob die Anlagen eine Förderung nach dem
EEG erhalten und unabhängig vom Inbetriebnahmedatum.

Eine Registrierung von Einheiten in der Entwurfs- oder Errichtungsphase, deren Inbetriebnah-
me geplant ist (Projekte), ist nach der MaStRV verpflichtend, wenn diese eine Zulassung nach
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz benötigen.

Wenn eine Förderung für eine Solaranlage in Anspruch genommen wird, kann diese nur dann
ohne Abzüge ausbezahlt  werden,  wenn die gesetzlichen Registrierungspflichten und -fristen
eingehalten wurden. Wenn die Frist überschritten ist, wird die Zahlung vom Netzbetreiber zu-
rückgehalten. Außerdem erlischt bei einer Fristüberschreitung der Förderanspruch möglicher-
weise teilweise oder vollständig und wird auch nicht nachgezahlt.

Grundsätzlich handeln Sie ordnungswidrig, wenn Sie eine Registrierung im Marktstammdaten-
register nicht rechtzeitig vornehmen.
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Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, wird für Hinweise und Informatio-
nen zu den Baugrundverhältnissen am Standort  auf den NIBIS-Kartenserver verwiesen.  Die
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkun-
dung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts soll-
ten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen
Fassungen erfolgen.
Ob im  Vorhabensgebiet  eine  Erlaubnis  gem.  §  7  BBergG oder  eine  Bewilligung  gem.  §  8
BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verliehen bzw. auf-
recht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Es wird darum gebeten,
den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu die-
sem Thema sind bitte direkt an markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de zu richten.

Informationen  über  möglicherweise  vorhandene  Salzabbaugerechtigkeiten  sind  unter
www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Re  chte   zu finden.

Handwerk  skammer   Lübeck  

Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt werden, wird sachge-
rechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung betroffener Betriebe erwartet.

Eisenbahn-Bundesamt

Grundsätzliche Forderung:

Für das der Bauleitung zugrundeliegende Vorhaben gilt:

• dass die baulichen Anlagen nicht die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Le-
ben und Gesundheit gefährden dürfen

• die Sicherheit des öffentlichen Verkehrs zu wahren ist.

Das Eisenbahn-Bundesamt fordert generell, dass von der geplanten Anlage (den Modulen) kei-
ne Blendwirkungen auf den Eisenbahnverkehr und den am Eisenbahnverkehr beteiligten Perso-
nen, wie z.B. Triebfahrzeugführer, ausgehen. Der Betreiber der Solaranlage muss Abhilfe schaf-
fen, sollte wider Erwarten doch eine Blendwirkung von den Modulen ausgehen.

Die von der benachbarten Bahnanlage auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen (auch Er-
schütterungen) und Emissionen sind zu berücksichtigen. Ansprüche gegen den Infrastrukturbe-
treiber wegen der vom Betrieb ausgehenden Wirkungen bestehen nicht.

Deutsche Bahn AG

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres auf der an-
grenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden.

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe-
sondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektri-
sche Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Be-
bauung führen können.
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Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der
Gemeinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vor-
zusehen bzw. vorzunehmen.

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahndamm, Ka-
bel- und Leitungsanlagen, Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleis-
ten.

Vor Baubeginn ist grundsätzlich eine Grenzfeststellung durchzuführen. Photovoltaik- bzw. So-
laranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbge-
bung und Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung
ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind
vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubringen.

Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage
keinerlei  negativen  Auswirkungen  auf  die  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebs  (z.B.  Sichtein-
schränkungen der Triebfahrzeugführer durch z.B. Blendungen, Reflexionen) entstehen können.

Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunterneh-
men sind hinsichtlich Bremsstaubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb (z. B. Bremsabrieb)
sowie durch Instandhaltungsmaßnahmen (z.B. Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von
allen Forderungen freizustellen.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass aus Schäden und Beeinträchtigungen der Leis-
tungsfähigkeit der Anlage (Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen sind,
keine Ansprüche gegenüber der DB AG sowie bei den auf der Strecke verkehrenden Eisen-
bahnverkehrsunternehmen geltend gemacht werden können.

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist
das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten
oder herunterhängenden Haken verboten.

Vor Einsatz eines Krans ist dies der DB Netz AG mindestens 8 Wochen vor Kranaufstellung an-
zuzeigen, damit über das Erfordernis einer ggf.  zu erstellenden Krananweisung entschieden
werden kann. Dazu ist auch ein maßstäblicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen
Schwenkradius vorzulegen.

Abhängig vom Standort dürfen nur Krane mit einer Schwenkbegrenzung verwendet werden. Auf
eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen. Alle hieraus entstehenden Kosten gehen
zu Lasten des Antragstellers oder dessen Rechtsnachfolgern.

Ansprechpartner: DB Netz AG, Investitionsplanung und Segmentsteuerung, Hamburger Chaus-
see 10, 24114 Kiel, mail: Thomas.Bergermann@deutschebahn.com

Einer Ableitung von Abwasser, Oberflächenwasser auf oder über Bahngrund bzw. durch einen
Bahndurchlass oder einer Zuleitung in einen Bahnseitengraben muss ausgeschlossen werden.
Der Eintrag von Niederschlagswasser aus versiegelten Flächen in Grenzflächen zur Bahn darf
zu keiner Vernässung der Bahnanlagen (Untergrund) führen.

Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt
werden. Ein Zugang zu diesen Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhaltungsmaß-
nahmen ist sicherzustellen.

Sollte es einen Instandhaltungsweg der PV-Anlage geben, ist  dieser möglichst so zu legen,
dass dieser von uns mit genutzt werden kann (nicht eingezäunt und parallel zum Gleis). Zumin-
dest ist ein Grünstreifen zur Grabenpflege freizuhalten.
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Ansprechpartner:  DB Netz AG,  Bezirksleiter  „Konstruktiver Ingenieurbau“,  Herr  Jensen,  Tel.:
0151/62866719, christian.c.jensen@deutschebahn.com

Bei  Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen  (z.B.  Baustellenbeleuchtung,  Park-
platzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnübergän-
gen  etc.  hat  der  Bauherr  sicherzustellen,  dass  Blendungen  der  Triebfahrzeugführer  ausge-
schlossen sind und Verfälschungen,  Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern
nicht vorkommen.

Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und auch
im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Personen und Fahrzeuge
derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren von Bahnge-
lände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen verhindert wird.
Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfolgern laufend instand zu halten und
ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechts-
nachfolger.

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen
den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Abstand und Art von Be-
pflanzungen müssen so gewählt werden, dass diese z.B. bei Windbruch nicht in die Gleisanla-
gen fallen können. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig
zu  gewährleisten.  Der  Pflanzabstand  zum  Bahnbetriebsgelände  ist  entsprechend  der  End-
wuchshöhe zu wählen. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisen-
bahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend an-
gepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht
vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. Es
wird deshalb darum gebeten, entsprechende Neuanpflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von
vornherein auszuschließen.

Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften je-
derzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen ge-
rechnet werden muss. Ggf. sind im Baubereich vor Baubeginn entsprechende Suchschlitze von
Hand auszuführen.

Sielverband Julianka

Der Verband weist darauf hin, dass eventuelle Schäden an der Grünfläche, die bspw. auf die
Unterhaltungsarbeiten oder die Ablage des Aushubes zurückzuführen sind, vom Antragsteller/
Vorhabenträger auf eigene Kosten zu beheben sind. Das gilt ausdrücklich auch für die Wieder-
herstellung der Blühwiese.

Darüber hinaus ist vom Antragsteller/Vorhabenträger nachhaltig sicherzustellen, dass durch die
geplanten Maßnahmen keine Beeinträchtigungen oder Mehrkosten für den Verband bei der Er-
füllung seiner Aufgaben – insbesondere bei der Gewässerunterhaltung – entstehen.

Der Verband weist darauf hin, dass sich durch das o.a. Planvorhaben für den Verband keine
Einschränkungen oder Behinderungen in der Ausführung seiner Aufgaben ergeben dürfen. Die-
ses gilt ganz besonders für die meist jährlich wiederkehrenden Unterhaltungsmaßnahmen der
Verbandsgewässer. Grundsätzlich ist alles zu unterlassen, was die Unterhaltung der Verbands-
anlagen erschwert, behindert oder unmöglich macht.

Der Verband weist darauf hin, dass im Bereich der Unterhaltungs- und Schutzstreifen an den
Gewässern und innerhalb der Rohrleitungstrassen keine Bäume und Sträucher gepflanzt wer-
den dürfen. Kontrollschächte müssen jederzeit zugänglich sein. Es ist grundsätzlich sicherzu-
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stellen, dass sich alle Planvorhaben außerhalb der Schutz- bzw. Unterhaltungsstreifen befinden
und dass ggf. durch eine regelmäßige Gehölzpflege sichergestellt wird, dass von benachbarten
Flächen keine Pflanzungen in die Schutzstreifen der Verbandsanlagen einwirken können.

Der Verband fordert, dass vom Antragsteller/Vorhabenträger ein Nachweis über die Erreichbar-
keit  der  Unterhaltungs-  und  Schutzstreifen  der  beiden  Verbandsgewässer  zu  erbringen  ist.
Eventuelle Mehrkosten, die auf eine schlechtere Erreichbarkeit der Unterhaltungs- und Schutz-
streifen zurückzuführen sind, sind vom Antragsteller/Vorhabenträger zu tragen.

Der Verband fordert, dass auf Grund des zu erwartenden Schwerlastverkehrs durch geeignete
Beweissicherungsmaßnahmen der bauliche Zustand und die Funktion der Verbandsanlagen im
o.a. Plangeltungsbereich ermittelt bzw. festgestellt wird. Die Dokumentation dieser Beweissiche-
rung ist vor Beginn der Baumaßnahmen – also ausdrücklich vor Beginn der Baumaßnahmen
zur Herstellung der Zuwegung(!) - dem Verband zu übergeben.

Nach Fertigstellung des Solarparks ist  eine erneute Zustandserfassung der betroffenen Ver-
bandsanlagen erforderlich. Die Dokumentation der erneuten Zustandserfassung ist unverzüg-
lich nach Abschluss der Errichtung des Solarparks dem Verband zu übergeben. Durch das Bau-
vorhaben entstandene Schäden an den Verbandsanlagen sind dem Verband sofort zu melden
und vom Antragsteller auf eigene Kosten zu beheben.

Sollten Kabeltrassen in der Nähe von Verbandsanlagen geplant werden, so sind dem Verband
die Lagepläne und Querschnittszeichnungen der  Kabeltrassen vorzulegen,  die eindeutig die
Lage in der Örtlichkeit darstellen. Gewässerquerungen sind im Detail in der Lage und im Quer-
schnitt darzustellen.

Die Vorgaben (mind. Abstände, mind. Verlegetiefen) des Verbandes und der Kreiswasserbehör-
de zu diesen Maßnahmen sind zu berücksichtigen.

Sollten Kabel parallel an Gewässern entlanggeführt werden, so ist der erforderliche Mindestab-
stand zu den Verbandsanlagen einzuhalten und eindeutig zu dokumentieren. Die Übereinstim-
mung der Maßangaben mit der Örtlichkeit muss gegeben sein.

Nach Ende der Kabelverlegungsarbeiten sind dem Verband Bestandspläne der in Nähe der Ge-
wässer verlegten Kabel zu übergeben. Darüber hinaus sind Gewässerquerungen durch Hin-
weisschilder dauerhaft und nachhaltig zu kennzeichnen.

Sollte eine Kabelverlegung bzw. eine Zuwegung im 5 m Unterhaltungs- und Schutzstreifen oder
eine Gewässerkreuzung mit einem Kabel bzw. einer Zuwegung erforderlich werden, so ist zwi-
schen dem zukünftigen Anlagenbetreiber und dem Sielverband Julianka der Abschluss eines
Nutzungsvertrages erforderlich, der verschiedene Vertragsgegenstände zum Inhalt hat.

Veränderungen und Neubau wasserwirtschaftlicher Bauwerke (Durchlässe) und Anlagen in den
Verbandsgewässern sind dem Verband nach Bauende zu dokumentieren.

Technische Details und die genaue Einbaustelle sind zwecks Fortschreibung des digitalen Anla-
genverzeichnisses unaufgefordert vorzulegen.

Eventuelle Schäden am Gewässer oder an den Anlagen sind dem Verband sofort zu melden.
Der Betreiber ist dem Verband zum Ersatz aller Schäden verpflichtet, die diesem bei der auf-
grund der Herstellung/Errichtung und Unterhaltung der Solarparkanlagen an den Verbandsanla-
gen entstehen. Der Betreiber haftet auch für durch ihn beauftragte Dritte. Im Zweifel entscheidet
ein Sachverständiger über die Höhe des Schadens.

Der Betreiber hat alle auf den Grundstücken und baulichen Anlagen des Verbandes vorzuneh-
menden Verlegungs- und Bau- sowie Wartungs- bzw. Reparaturarbeiten in einer die Interessen
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des Verbandes schonenden Weise vorzunehmen. Er hat mindestens vier Wochen vor Beginn
der Arbeiten den Verband über konkret anstehende Bauaktivitäten zu unterrichten.

Der Verband darf durch Bauaktivitäten nicht im Rahmen der Erledigung seiner Aufgaben gestört
oder behindert werden.

Der Verband weist darauf hin, dass der Verband im Zug des Genehmigungsverfahrens für die
Errichtung und den Betrieb der Solarenergieanlagen zu beteiligen und zur Abgabe einer Stel-
lungnahme aufzufordern ist.

Bundesnetzagentur – Referat Richtfunk

Die Registrierung im http://www.marktstammdatenregister.de/ ist für alle Solaranlagen verpflich-
tend, die unmittelbar oder mittelbar an ein Strom- bzw. Gasnetz angeschlossen sind oder wer-
den sollen. Die Pflicht besteht unabhängig davon, ob die Anlagen eine Förderung nach dem
EEG erhalten und unabhängig vom Inbetriebnahmedatum.

Eine Registrierung von Einheiten in der Entwurfs- oder Errichtungsphase, deren Inbetriebnah-
me geplant ist (Projekte), ist nach der MaStRV verpflichtend, wenn diese eine Zulassung nach
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz benötigen.

Wenn eine Förderung für eine Solaranlage in Anspruch genommen wird, kann diese nur dann
ohne Abzüge ausbezahlt  werden, wenn die gesetzlichen Registrierungspflichten und -fristen
eingehalten wurden. Wenn die Frist überschritten ist, wird die Zahlung vom Netzbetreiber zu-
rückgehalten. Außerdem erlischt bei einer Fristüberschreitung der Förderanspruch möglicher-
weise teilweise oder vollständig und wird auch nicht nachgezahlt.

Grundsätzlich handeln Sie ordnungswidrig, wenn Sie eine Registrierung im Marktstammdaten-
register nicht rechtzeitig vornehmen.

TEIL 2 UMWELTBERICHT

9 Einleitung

Für die Belange des Umweltschutzes, entsprechend § 1 (6) Nr. 7 und § 1a Baugesetzbuch
(BauGB), wird eine Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB durchgeführt. In dieser sind die vor-
aussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen der Planung zu ermitteln. In dem vorliegenden
Umweltbericht werden diese beschrieben und bewertet. Der Umweltbericht ist ein gesonderter
Teil der Begründung zum Bebauungsplan (§ 2a BauGB). 

Gemäß § 4 (1) BauGB hat die Gemeinde die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt wird, unterrichtet.  Die eingegangenen
umweltbezogenen Anregungen und Bedenken wurden bei der Erstellung des Umweltberichtes
berücksichtigt.

9.1 Kurzbeschreibung des Vorhabens
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Die  Gemeinde  Heiligenstedten  beabsichtigt  die  Errichtung  einer  großflächigen  Photovoltaik-
Freiflächenanlage (PV-FFA) und deren Nebenanlagen wie Wechselrichter-,  Transformatoren-
und Übergabestationen und Batteriespeicher im Nordwesten der Gemeinde. Zur Schaffung der
planungsrechtlichen Grundlagen ändert sie hierfür ihren F-Plan (5. F-Planänderung). Die wege-
mäßige Erschließung erfolgt über bestehende landwirtschaftlich genutzte Zufahrten.

Die für das Vorhaben vorgesehene, derzeit landwirtschaftlich genutzte Planfläche, befindet sich
westlich des Friedhofes Julianka und nördlich der Bahnstrecke Elmshorn – Westerland (Sylt).

Die Gemeinde Heiligenstedten will mit der planungsrechtlichen Sicherung des Vorhabens durch
die  5.  Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der Arbeitsgemeinschaft  Itzehoe
und Umland für den Bereich der Gemeinde Heiligenstedten die lokale Wertschöpfung durch zu-
kunftsträchtige und nachhaltige Technologien sichern und unterstützen.

Das Vorhaben wurde hinsichtlich seiner Verträglichkeit mit Naturschutz und Landschaftspflege
geprüft. Die Gemeinde kommt zu dem Schluss, dass der Bebauungsplan erforderliche Umwelt-
belange ausreichend berücksichtigt  und umweltbezogene Auswirkungen gering bleiben bzw.
ausgleichbar sind.

9.2 Planungen und Darstellungen

Das Plangebiet wird als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Frei-
flächenanlage“ dargestellt. Zulässig sind ausschließlich die Errichtung von Photovoltaikanlagen
sowie die für den Betrieb der Photovoltaikanlagen notwendigen Nebenanlagen. 
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Der am nördlichen Rand verlaufenden gesetzlich geschützte Knick wird als Schutzobjekt darge-
stellt.

Der erforderliche Ausgleich wird zum Teil  innerhalb des Geltungsbereiches über Ausgleichs-
maßnahmen erbracht, die entsprechend als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt werden. Das restliche Ausgleichser-
fordernis wird über eine Ausgleichsfläche (Flurstück 3/2 der Flur 1 der Gemarkung Oldendorf) in
der Gemeinde Oldendorf erbracht.

9.3 Flächenbedarf, Bodenbilanz

Die Standortfläche der geplanten PV-FFA liegt nördlich der zweispurigen Bahnstrecke Elmshorn
– Westerland (Sylt), westlich des Friedhofs  Julianka und südöstlich der Gemeindegrenze zur
Gemeinde Oldendorf. Sie schließt  die  Flurstücke 383/1  und 1/28 sowie Teile der Flurstücke
177/2, 178/4, 162/ 64, 162/ 66, 162/69, 19/10, 19/11 und 19/8 der Flur 3 der Gemarkung Heili-
genstedten ein.

Die Solarmodule werden mit gerammten Stahlträgern im Boden verankert. Das führt zu einem
sehr geringen Flächenverbrauch. Voll versiegelte Flächen werden nur im Bereich der Nebenan-
lagen wie Wechselrichter-, Transformatoren- und Übergabestationen und Batteriespeicher so-
wie deren Zuwegungen erforderlich.

Den Anforderungen nach einem sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden
gem. § 1a (2) BauGB (Bodenschutzklausel) wird damit Rechnung getragen.

Der Geltungsbereich der 5. F-Planänderung hat eine Flächengröße von ca. 10,1 ha und gliedert
sich wie folgt:
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Nutzungen im Geltungsbereich
Bestand

(ha )
Erweite-
rung (ha)

Gesamt
(ha)

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „PV-FFA“ 0,00 9,42 9,42

davon Fläche für Räumstreifen 0,07 0,00 0,07

davon Schutzgebiete und Schutzobjekte im Sinne des Na-

turschutzrechts: gesetzlich geschütztes Biotop; hier: Knick
0,02 0,00 0,02

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

0,00 0,68 0,68

Straßenverkehrsfläche 0,02 0,00 0,02

Gesamtfläche des Geltungsbereiches 10,12

9.4 Ziele des Umweltschutzes in Fachgesetzen und -planungen

Im Folgenden werden zunächst die Ziele, die das Plangebiet betreffen, benannt. Es erfolgt eine
Einschätzung, ob die genannten Ziele von dem geplanten Vorhaben berührt werden bzw. ob
das Vorhaben diesen Zielen entgegensteht oder nicht. Die genaue Erläuterung, ob und inwie-
weit hier ggf. eine Betroffenheit vorherrscht, erfolgt im weiteren Verlauf in den entsprechenden
Kapiteln. 

9.4.1 Fachgesetze

Die Umweltprüfung und die Erstellung eines Umweltberichtes erfolgt im Rahmen der Bauleitpla-
nung gem. § 2 (4) BauGB. Hierbei sind insbesondere die Belange des Umweltschutzes nach §
1 (5) und (6) Nr. 7 BauGB und die ergänzenden Vorschriften gem. § 1a BauGB zu berücksichti-
gen.

Allgemeiner Grundsatz des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist es, „Natur und Land-
schaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des
Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen (…) so zu schützen, dass

1. die biologische Vielfalt,

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfä-
higkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie

3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft

auf Dauer gesichert sind (…).“

Im BNatSchG sind zudem insbesondere die §§ der Eingriffsregelung zu berücksichtigen, ent-
sprechend die Konkretisierung im Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG). § 18 BNatSchG regelt
das Verhältnis zum Baurecht, wonach bei Eingriffen in Natur und Landschaft auf Grund der Auf-
stellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen über die Vermeidung, den
Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden ist. 

Nach § 31 BNatSchG verpflichten sich der Bund und die Länder zum Aufbau eines zusammen-
hängenden europäischen ökologischen Netzwerkes „Natura 2000“.

Die in § 44 BNatSchG enthaltenen Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte ande-
re Tier- und Pflanzenarten sind einzuhalten.

Im Zuge der Maßnahme sind die Vorgaben des BauGB (§ 202 Schutz des humosen Oberbo-
dens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12) des Bundesbodenschutzgesetzes
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(BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG u. a. §§ 2
und 6) einzuhalten. Hinsichtlich des Schutzes von Gewässern (oberirdische Gewässer, Küsten-
gewässer und Grundwasser) ist das Wasser-Haushalts-Gesetz (WHG) maßgeblich, hiernach
sind die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als
Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen.

Gemäß  § 1 (1)  des  schleswig-holsteinischen  Denkmalschutzgesetzes  (DSchG-SH)  dienen
Denkmalschutz und Denkmalpflege „dem Schutz, der Erhaltung und der Pflege der kulturellen
Lebensgrundlagen (...). Mit diesen Kulturgütern ist im Rahmen einer nachhaltigen Ressourcen-
nutzung schonend und werterhaltend umzugehen. 

9.4.2 Fachplanungen

Im Folgenden werden zunächst die Ziele, die das Plangebiet betreffen, benannt. Es erfolgt eine
Einschätzung, ob die genannten Ziele von dem geplanten Vorhaben berührt werden bzw. ob
das Vorhaben diesen Zielen entgegensteht oder nicht. Die genaue Erläuterung, ob und inwie-
weit hier ggf. eine Betroffenheit vorherrscht, erfolgt im weiteren Verlauf unter den entsprechen-
den Kapiteln.

Auf Ebene der Landesplanung wurden herangezogen:

• Landesentwicklungsplan Schleswig – Holstein Fortschreibung 2021 ([MILIG SH 2021])

• Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum PRIII ([MELUND 2020c])

• Regionalplan für den Planungsraum PRIV ([LAND SH 2005A])

• Regionalplan (Kap. 5.7) für den Planungsraum PRIII- West ([MILIG SH 2020C])

Demnach sind folgende Umweltschutzziele zu berücksichtigen:

• Gemäß Regionalplan wird das Plangebiet von einem „Gebiet mit besonderer Bedeutung für
Tourismus und Erholung“ überlagert ([LAND SH 2005A]). 

• Dies wird in Karte 2 des Landschaftsrahmenplanes mit einer Ausweisung als „Gebiet mit be-
sonderer Erholungseignung“ noch einmal bestätigt ([MELUND 2020c]).

• In Karte 3 wird das Plangebiet  zum Teil von der Darstellung klimasensitiver Boden überla-
gert ([MELUND 2020c]).

Die Prüfung der potenziellen Betroffenheit dieser Darstellungen erfolgt im Kapitel 10.3 (Schutz-
gut Mensch), im Kapitel 10.4 (Schutzgut Landschaft), in den Kapiteln 10.5 und 10.6 (Schutzgut
Pflanzen und Tiere) und im Kapitel 10.8 (Schutzgut Fläche und Boden).

Der Landschaftsplan (L-Plan) der Gemeinde Heiligenstedten aus dem Jahr 2000 kennzeichnet
innerhalb des Plangebietes lediglich den Verlauf eines Grabens. 

Die Notwendigkeit einer Anpassung des Landschaftsplans wird nicht gesehen.

Schutzgebiete

Es befinden sich keine Natura-2000-Schutzgebiete innerhalb und in unmittelbarer Umgebung
des Plangebietes. Das nächstgelegene FFH-Schutzgebiet liegt ca. 1,4 km südlich des Plange-
bietes im Bereich der Stör („Schleswig-Holsteinisches Elbästuar und angrenzende Flächen“ DE
2323-392).
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Biotopverbund

Das Plangebiet liegt außerhalb der für den Aufbau eines Schutzgebiets- und Biotopverbundsys-
tems empfohlenen Flächen. Die nächstgelegene Verbundachse („Heiligenstedter Holz“)befindet
sich in 1300 m Entfernung östlich des Plangebietes und der nächstgelegene Schwerpunktbe-
reich in Form der Stör in ca. 1400 m Entfernung südöstlich.

Aufgrund der Entfernungen sind weder eine negative Beeinflussung noch eine Zerschneidung
des Systems anzunehmen.

Geschützte Biotope

Gemäß der landesweiten Biotopkartierung Schleswig Holstein ([MELUND 2023]) befinden sich
innerhalb des Plangebietes keine gesetzlich geschützten Biotope. 

Angrenzend befinden sich Biotope gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 (1) Nr. 4 LNatSchG in Form
von Knicks und eines Stillgewässers.

10 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen

Die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung sind jeweils schutzgutbezogen 

• auf den Menschen (durch Immissionen wie Lärm, Staub und Abgase)

• auf das gewohnte Bild der Landschaft und des Ortsbildes

• der Lebensraumeignung für Pflanzen und Tiere

• auf den Boden und die Bodenstruktur 

• auf den gleichmäßigen Wasserabfluss

• auf das Klima

• auf Sach- und Kulturgüter

zu ermitteln und zu bewerten. 

Dabei werden die Umweltsituation des Ist-Zustandes und vorhandene Vorbelastungen des je-
weiligen Schutzgutes beschrieben. Eine Bewertung der Erheblichkeit der möglichen Auswirkun-
gen erfolgt. Daraus sind, je nach Detaillierungsgrad der vorgelegten Planung entsprechende
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der negativen Umweltauswir-
kungen abzuleiten.

10.1 Wirkfaktoren

Nachfolgend werden tabellarisch die Faktoren/Eigenschaften des Vorhabens aufgeführt, die bei
Umsetzung des Bauleitplans auf die Umwelt einwirken (Wirkfaktoren) und somit zu einer rele-
vanten, negativen wie positiven, Betroffenheit von einzelnen Schutzgütern führen können. Es
wird unterschieden zwischen bau- und anlagebedingten sowie betriebsbedingten Auswirkungen
und Auswirkungen beim Rückbau von Vorhaben.

Ausgehend von den Planungen ergeben sich folgende potenzielle Wirkungen:
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Tab. 1: Wirkfaktoren und betroffene Schutzgüter

Wirkfaktor Betroffenes Schutzgut

Bau- und anlagenbedingt

erhöhte Staub-, Lärm-, Licht- und Abgasemission sowie Erschütterun-
gen während der Bauphase

Mensch, Tiere, Luft

Versiegelung durch Zuwegungen, Lagerflächen, Aufständerungen etc., 
auch temporär

Boden, Wasser, Pflanzen, 
Tiere, Kulturgüter

Baubedingter Verlust von Lebensräumen durch Vegetationsbeseitigung Pflanzen, Tiere

Dauerhafter Lebensraumverlust durch Überbauung und Beschattung Pflanzen, Tiere

Baubedingte Tötungen einzelner Individuen durch Vegetationsbeseiti-
gung sowie durch Baustellenverkehr während der Brut-, Wanderungs- 
und/ oder Überwinterungszeiten

Tiere

Schädigung bisher unentdeckter archäologischer Funde im Rahmen von
Baumaßnahmen

Kulturgüter

Erzeugung von Abfall auf der Baustelle, Verpackung etc. Boden, Wasser

Optische Störungen (Scheuchwirkungen) durch die Anwesenheit von 
Menschen und Maschinen

Tiere

Störwirkung aufgrund der Flächenausdehnung der PV-FFA Mensch, Landschaftsbild, 
Tiere, Kulturgüter, Sachgüter

betriebsbedingt

Lichtimmissionen Mensch, Tiere

Verschattung Tiere, Pflanzen

keine Bodenbearbeitung Boden, Tiere, Pflanzen

Kollisionsrisiko Tiere

Erzeugung von Abfällen im Rahmen von Wartungsarbeiten Boden, Wasser

Hinderniswirkung Kulturgüter

Rückbau

temporär erhöhte Staub-, Lärm-, Licht-, und Abgasemission sowie Er-
schütterungen

Mensch, Luft

Aufkommen ehemals eingesetzter Baumaterialien Boden, Wasser, Luft

10.2 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt z. B. 
durch Unfälle oder Katastrophen

Gefahrgüter im Sinne des Gesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter oder radioaktiver
Stoffe werden nicht benötigt und fallen bei dem geplanten Vorhaben nicht an.

Die geplante Anlage fällt nicht unter die Störfall-Verordnung nach 12. BImSchV.
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10.2.1 Störfallbetriebe

Eingetragene  Störfallbetriebe  (Betriebsbereiche  nach  der  Störfall-Verordnung  in  Schleswig-
Holstein) sind im Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden.

Der nächstgelegene Störfallbetrieb befindet sich in der Stadt Itzehoe in ca. 2 km Entfernung und
somit nicht in einem Achtungsabstand eines Betriebsbereiches.

10.3 Schutzgut Mensch

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Belange des Umweltschutzes, insbesondere um-
weltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung
insgesamt zu berücksichtigen (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB). Die Sicherung der Grundlage für
Leben und Gesundheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft sind Gegenstand
des § 1 BNatSchG. Für das Schutzgut Mensch werden vor allem Beeinträchtigungen der Ge-
sundheit vorwiegend durch Lärm und andere Immissionen so wie Einschränkungen von Erho-
lungs- und Freizeitfunktionen und der Wohnqualität betrachtet. Gehen von dem Vorhaben auch
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch auf benachbarte Flächen aus, so werden auch diese
beschrieben.

10.3.1 Basisszenario

10.3.1.1 Wohnen und Arbeiten

Die nächstgelegene Wohnbebauung (Hofstelle)  befindet  sich östlich des Plangebietes in ca.
130 m Entfernung. Die geplante PV-Anlage kann von der Wohnbebauung nicht  eingesehen
werden, da sich zwischen Wohnhaus und PV-FFA der Friedhof Julianka befinden, der im Wes-
ten gut eingegrünt ist. Die Ortslage Heiligenstedtens liegt ca. 370 m nördlich bzw. ca. 400 m
nordöstlich der geplanten PV-FFA.

10.3.1.2 Immissionen

Immissionen wie Geruch, Lärm,  Erschütterungen und Staub gehen vom örtlichen Verkehr  auf
der südlich angrenzenden B5 sowie der ebenfalls südlich angrenzenden Bahntrasse aus. Eben-
so gehen Immissionen von der intensiven Nutzung auf den umliegenden landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen aus.

10.3.1.3 Erholungsfunktion

Die Elbmarschen sowie die Geestlandschaft in der näheren Umgebung des Plangebietes eignet
sich aufgrund der Ausstattung durch Waldflächen, Knickgehölze und Felder sowie den offenen
Flächen der Elbmarschen grundsätzlich gut für eine naturnahe Erholung. Der Verkehr der nahe-
gelegenen Bundesstraße und die visuelle und akustische Unruhe der Bahnstrecke senken den
Attraktivitätsgrad jedoch deutlich herab. Aufgrund der fehlenden Wander-/Radwege (die direkt
angrenzenden  Wege werden hauptsächlich landwirtschaftlich genutzt  und enden zum Teil als
Sackgasse) und der hohen Vorbelastung im Bereich des Plangebietes durch die  Lage an der
Bahnstrecke „Elmshorn – Westerland“ und der unmittelbaren Nähe zur B5, spielt die Naherho-
lung eine eher untergeordnetere Rolle. Das Plangebiet selbst ist nicht durch Wege erschlossen.
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Eine besondere Funktion der überplanten Flächen und deren direkter Umgebung für den Erho-
lung/Tourismus ist nicht erkennbar.

10.3.1.4 Landwirtschaftliche Nutzbarkeit

Die weitere Umgebung ist von intensiver Landwirtschaft auf Acker- und Grünlandflächen ge-
prägt.  Die PV-FFA ist auf  intensiv bewirtschafteten  Acker- und Grünlandflächen (Biotoptypen-
kürzel AAy und GAy) geplant. Ebenso wird ein kleiner Teil artenarmer bis mäßig artenreicher
Flutrasen (GYn) überplant.

Insgesamt weist das Plangebiet eine geringe bis maximal mittlere Bedeutung für das Schutz-
gut Mensch auf.

10.3.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

10.3.2.1 Wohnen und Arbeiten

Die Immissionen aus der Umgebung (Verkehr auf Bundesstraße und der Bahnstrecke) bleiben
unverändert. Die Tätigkeiten auf den intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen werden er-
setzt durch Mahdarbeiten und in sehr geringem Umfang durch Säuberungs- und Wartungstätig-
keiten. Die Moduloberflächen verursachen im Übrigen keine relevanten Spiegel- bzw. Blendef-
fekte, da die Strahlungsenergie zum größten Teil absorbiert wird und Reflexblendungen sich auf
den unmittelbaren Nahbereich der Anlage (wenige Dezimeter) beschränken werden. Die Betrof-
fenheit des Menschen, seiner Gesundheit und seines Wohlbefindens im Plangebiet und seiner
Umgebung wird durch die Anlage nicht beeinträchtigt. 

10.3.2.2 Immissionen

Baubedingt

Während der Bauphase  ist durch die Bautätigkeiten und einzusetzenden Baufahrzeuge  und -
maschinen mit einer erhöhten Staub-, Lärm-,  Licht-, Geruchs und Abgasemission zu rechnen.
Diese sind jedoch nur temporär. Erhebliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit kön-
nen sicher ausgeschlossen werden. 

Anlage- und betriebsbedingt

Aufgrund der  Aufstellung der PV-FFA  sind verkehrs- und betriebsablaufbedingte Emissionen
(Mäharbeiten, Säuberungen, Geräuschemissionen Transformator) zu erwarten. Da sich die An-
lage im direkten Anschluss an die Bahnstrecke und in der Nähe der K36 befindet, werden die
Bewegungen und Geräusche in der näheren Umgebung kaum wahrzunehmen sein. Zumal im
Ausgleich dafür die Tätigkeiten bezogen auf die überbauten intensiv genutzten landwirtschaftli-
chen Flächen entfallen. 

Es können erhebliche negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit ausgeschlossen
werden. Potentielle Auswirkungen von „Elektrosmog“ oder elektromagnetischen Feldern sind
derzeit wenig erforscht. 
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10.3.2.3 Erholungsfunktion

Es werden keine öffentlich zugänglichen Wege verändert.  Bei Durchführung der Planung wird
keine erholungsrelevante Freifläche in Anspruch genommen. Die geplante PV-FFA ist nicht von
weitem sichtbar, sonder nur, wenn man sich in der direkten Umgebung befindet. Eine Verände-
rung der ohnehin schon geringen Erholungseignung ist nicht erkennbar.

10.3.2.4 Landwirtschaftliche Nutzbarkeit

Die weitere Umgebung ist von intensiver Landwirtschaft auf Acker- und Grünlandflächen ge-
prägt. Die Planung soll auf intensiv genutztem Acker- und Grünland stattfinden, welches nicht
mehr zur Verfügung stehen wird. Unterhalb der PV-Module ist eine landwirtschaftliche Nutzung
als extensive Grünlandfläche allerdings weiterhin möglich. Da es zu keinen größeren Bodenver-
siegelungen kommt und die Anlage nach Ablauf der Betriebserlaubnis wieder restefrei zu besei-
tigen ist, kann zudem nicht von einem dauerhaften Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche
gesprochen werden. 

10.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

• Ausrichtung und Neigung der Module so, dass keine erheblichen Blendwirkungen auftreten.

Ergebnis: Insgesamt sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu er-
kennen.

10.4 Schutzgut Landschaft

Bei der schutzgutbezogenen Betrachtung der Landschaft stehen das vorhandene Landschafts-
bild, prägende Elemente sowie visuelle Eindrücke des Betrachtenden im Mittelpunkt. Dabei sind
die Elemente von Bedeutung, die die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes
mitprägen. Im § 1 BauGB wird der Beitrag der Bauleitplanung zum Umgang mit dem Land-
schaftsbild beschrieben, in § 1 (1) Nr. 4 BNatSchG wird „die Vielfalt, Eigenart und Schönheit so-
wie der Erholungswert von Natur und Landschaft“ als Schutzgut bestimmt.

10.4.1 Basisszenario

Beschreibung des großräumigen Umgebungsbereiches des Plangebietes

Durch das Plangebiet läuft die Grenze zwischen zwei verschiedenen Naturräumen, wodurch
das Plangebiet sich geografisch in zwei unterschiedlichen Naturräumen befindet. Das Plange-
biet und die nähere Umgebung befinden sich zum Teil im Naturraum Unterelbe Niederung, und
zwar in den „Holsteinische Elbmarschen“. Das Land ist flach und weist eine für Marschen typi-
sche ebene Struktur auf. Hier wird intensive Landwirtschaft betrieben.

Der Nordosten befindet sich innerhalb des Naturraumes der Schleswig-Holsteinischen Geest
und zwar der Heide-Itzehoer Geest. Der geologische Untergrund besteht überwiegend aus saa-
leeiszeitlichen Sanden und Lehmen, aus denen sich in erster Linie Podsole und Braunerde-
Podsole entwickelten. In den Flusstälern kam es zur Bildung von Niedermoorböden. Die agra-
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risch geprägte Landschaft wird durch ein Knicknetz gegliedert. Die höhergelegenen Geestberei-
che werden ackerbaulich, die Niederungen als Grünland genutzt.

Beschreibung des Plangebietes und der nächsten Umgebung

Beim Plangebiet handelt es sich überwiegend um Wirtschaftsgrünland und mit Mais bestellten
Intensivacker.  Eine Besonderheit  stellt  der zwar  außerhalb des Geltungsbereiches liegende,
aber südlich an das Plangebiet angrenzende Bereich dar, bei dem es sich um gesetzlich ge-
schützte Biotope nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG Schleswig-Holstein handelt. Hier
ist im Übergangsbereich zwischen Geest und Elbmarsch ein größerer Quellbereich ausgebildet,
der von feucht beeinflusstem Grünland flankiert wird. Der eigentliche Quellhügel ist seit länge-
rem ungenutzt und wird von artenreichen Beständen aus Seggen, Binsen, Hochstauden und
sonstigen Feuchtarten geprägt. Der Bereich lässt sich insgesamt als „Quellsumpf“ typisieren,
als Nebenbiotoptypen haben sich „Großseggenriede“ und „Hochstaudensümpfe“ ausgebildet.
Daran angrenzend befindet sich noch artenarmer bis mäßig artenreicher Flutrasen und eine ru-
derale Staudenflur frischer Standorte.

Nördlich und nordöstlich des Geltungsbereiches befinden sich Stillgewässer (Fischteich).  Im
Norden wird der Geltungsbereich teilweise durch einen Knick begrenzt. Im Osten grenzt teilwei-
se der eingegrünte Friedhof Julianka an.

Im Süden wir der Geltungsbereich durch die Bahntrasse und die daran angrenzende B5 be-
grenzt. Im Nordosten, Richtung der Gemeindestraße Julianka verläuft eine auffällige Hochspan-
nungsleitung. Dadurch besteht bereits eine Vorbelastung des Plangebietes.

Fazit:

Eine anthropogene Überformung ist insbesondere aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen
Nutzung auf großen Schlägen gegeben. Hinzu kommen Bahntrasse sowie Bundesstraße. Den-
noch wirken die Gehölze strukturierend und wertgebend. Aufgrund der Eigenartsverluste kommt
dem Landschaftsbild in der gesamt-räumlichen Betrachtung eine geringe bis mittlere Wertig-
keit zu.

10.4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Bei der Nutzung von PV-FFA ist angesichts des grundsätzlichen Außenbereichsschutzes eine
eindeutige Priorität und Konzentration auf vorbelastete Bereiche zu legen; konfliktarme Berei-
che sind vorzuziehen.

Daher ist zu prüfen, welche potenzielle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die 5. F-
Planänderung ausgelöst  wird.  Die Veränderung des Landschaftsbildes durch PV-Anlagen ist
umso intensiver, je weniger Vorbelastungen durch Landschaftselemente wie bspw. Verkehrsflä-
chen im Plangebiet vorhanden sind. 

Baubedingt

Die Baustelleinrichtung und die Baumaschinen führen zu einer lediglich temporären visuellen
Störung des Orts- und Landschaftsbildes. 

Anlage- und betriebsbedingt

Die PV-FFA stellt einen Eingriff in das Landschaftsbild dar. Sie wird jedoch einzig von der Bahn-
trasse selbst und der Gemeindestraße „Julianka“ vordergründig sichtbar sein. 

36 April 2024 effplan.



Gemeinde Heiligenstedten / 5. F-Planänderung Begründung

Die Fernwirkung der PV-Felder wird durch die verhältnismäßig geringe, zulässige Höhe von
max. 3,50 m ü. Geländeoberfläche stark minimiert, da die Anlagen schon in geringen Entfernun-
gen nur noch als schmaler Streifen wahrgenommen werden können. Optisch positiv wirkt sich
die Umwandlung der Intensiväcker/-grünländer zu Extensivgrünland und damit einer höheren
floristischen und faunistischen Artenvielfalt aus.

10.4.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch die PV-FFA lassen sich durch folgende Maß-
nahmen in der Regel weitgehend vermeiden:

Erhaltung von sichtverschattenden Objekten

Vorhandene sichtverschattende Objekte, insbesondere die rahmengebenden Gehölze, welche
in einigen Teilbereichen um den Geltungsbereich herum führen, werden zur Vermeidung der
Auswirkungen auf das Landschaftsbild unbedingt erhalten. Weiterhin bleiben die Gehölze des
Friedhofes Julianka unangetastet.

Konstruktive Maßnahmen

Konstruktive Maßnahmen umfassen v.a. die Verwendung nicht reflektierender Tragekonstruktio-
nen und blendreduzierte Moduloberflächen, da durch Lichtreflexion an diesen Anlagenteilen u.
U. signifikante Störwirkungen ausgehen können.

Inanspruchnahme landschaftsästhetisch vorbelasteter Landschaften

Bei einer Inanspruchnahme landschaftsästhetisch durch Bebauungen oder andere technische
Objekte bereits verfremdeter Landschaften, fallen die Auswirkungen, selbst bei einer deutlichen
Sichtbarkeit der Anlage, geringer aus. Dies gilt insbesondere auch für PV-FFA parallel zu Stra-
ßen/Bahnstrecken. Diesem Aspekt wurde mit der Wahl der Planfläche, die an eine Bahnstrecke
angrenzt, Rechnung getragen.

E  ingrünung  

Um die geplante Anlage noch mehr optisch durch Grün einzurahmen, werden Bepflanzungen
entlang der östlichen Grenze des Geltungsbereiches vorgenommen. 
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Ergebnis: In der Gesamtbetrachtung sind im Hinblick auf das Schutzgut Landschaft und Land-
schaftsbild die Umweltauswirkungen, die sich durch die Planungen ergeben, als gering einzu-
stufen. 

10.5 Schutzgut Pflanzen 

Wild wachsende Pflanzen (und auch wild lebende Tiere), ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre
Biotope und Lebensstätten sind auf Grundlage des BNatSchG auch im Hinblick auf ihre jeweili-
gen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten. Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Viel-
falt sind auch die Sicherung lebensfähiger Populationen und der Austausch zwischen den Po-
pulationen ein wesentliches Ziel des Naturschutzes.

10.5.1 Basisszenario

Für das gesamte Plangebiet wurde im Jahr 2022 im Zuge einer Geländebegehung eine Flä-
chennutzungs- und Biotopkartierung durchgeführt.  Das geplante Vorhaben wurde artenschutz-
rechtlich geprüft  ([BIA 2023]).  Es erfolgte eine Betrachtung der möglichen Auswirkungen des
Vorhabens auf die Belange des Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG. Es wurden die für das
Vorhaben relevanten europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenarten des Anh. IV
der FFH-Richtlinie im Untersuchungsgebiet ermittelt und bezüglich artenschutzrechtlicher Kon-
flikte, die zum Eintreten eines oder mehrerer Verbotstatbestände gem. § 44 I BNatSchG führen
können, überprüft und bewertet. 
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Beim Plangebiet handelt es sich überwiegend um von Gräben (FGy) durchzogenes Wirtschafts-
grünland (GAy) und mit Mais bestellten Intensivacker (AAy). 

Eine Besonderheit stellt der südliche Teil des Untersuchungsgebietes dar, welcher sich aller-
dings nicht innerhalb des Geltungsbereiches der PV-Planung befindet. Hier ist im Übergangsbe-
reich zwischen Geest und Elbmarsch ein größerer Quellbereich ausgebildet, der von feucht be-
einflusstem Grünland flankiert wird. Der eigentliche Quellhügel ist seit längerem ungenutzt und
wird von artenreichen Beständen aus Seggen, Binsen, Hochstauden und sonstigen Feuchtarten
geprägt. Der Bereich lässt sich insgesamt als „Quellsumpf mit typischen Quellzeigern“ (NSq) ty-
pisieren, als Nebenbiotoptypen haben sich „Großseggenriede“ (NSs) und „Hochstaudensümpfe“
(NSr) ausgebildet. Typische und prägende Arten sind vor allem Rispen-Segge, Mädesüß, Blut-
weiderich und Wald-Simse. Hervorzuheben sind große Bestände der gefährdeten Arten Breit-
blättriges Knabenkraut (RL 3) und Kleiner Baldrian (RL 3, vgl. Foto 9). Weitere kennzeichnende
Feuchtarten  sind  beispielsweise  Bach-Nelkenwurz,  Wasser-Schwaden,  Sumpfdotterblume,
Sumpf-Labkraut, Schnabel-Segge und Schlamm-Schachtelhalm.

Nordwestlich  schließt  sich  an  den  Quellhügel  eine  ebene,  nasse  und  regelmäßig  gemähte
Fläche an, die von sehr artenreichen Grünlandbeständen eingenommen wird. Das häufige und
prägende Auftreten von Arten wie Sumpfdotterblume,  Kuckucks-Lichtnelke,  Sumpf-Hornklee,
Wiesen-Segge, Glieder-Binse,  Breitblättrigem Knabenkraut  (RL 3) und vielen weiteren Arten
lässt eine Zuordnung der Bestände zum Typ „Seggenreiches Nassgrünland“ (GNr) zu (s.[BIA
2023]).

Daran angrenzend befindet sich noch artenarmer bis mäßig artenreicher Flutrasen (GYn) und
eine ruderale Staudenflur frischer Standorte (RHm).

Das Plangebiet hat für das Schutzgut Pflanzen eine mittlere Bedeutung. Den südlich angren-
zenden Biotopen nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG Schleswig-Holstein wird eine
hohe Bedeutung zugeschrieben.

10.5.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Baubedingt

Der unterhalb der Solarmodule befindliche Bewuchs bleibt erhalten und wird durch die Bauar-
beiten nicht erheblich beeinträchtigt. Es kommt nur zu einer temporären Bodenverdichtung. 

Anlage- und   b  etriebsbedingt  

Die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen führt insgesamt zu einem geringen Versie-
gelungsgrad des Bodens. Neben der temporären Verdichtung des Bodens während der Bau-
phase, kommt es durch die Einzäunung und die Nebenanlagen zur Bodenversiegelung. Bezo-
gen auf die Gesamtfläche einer PV-FFA, deren Module in den Boden gerammt werden, kann im
Durchschnitt  mit  einem Versiegelungsgrad von weniger als  2 % gerechnet  werden.  Da das
Plangebiet künftig als extensives Grünland genutzt wird, stellen die Flächen ein nach wie vor
bedeutsames Trittstein- und Rückzugsbiotop dar, welches verschiedenen Tier- und Pflanzenar-
ten einen Lebensraum bieten kann und damit zu einer hohen Artenvielfalt beiträgt.  Unter den
Modulen wird sich – wie Erfahrungen mit bestehenden PV-FFA zeigen, eine geschlossene, ar-
tenreiche Staudenflur bilden. Die gesetzlich geschützten Biotope sind nicht von Eingriffen durch
die Planung betroffen. Zudem findet kein Eingriff in das Grundwasser statt. Durch die Umwand-
lung von Intensiv-Acker/Grünland zu Extensiv-Grünland werden  zudem  diffuse Einträge von
Nährstoffen und Pflanzenschutzmitteln während der Nutzungsdauer von 30 Jahren wirkungsvoll
unterbunden.
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10.5.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

Für die Minimierung des Eingriffs können folgende Maßnahmen getroffen und angerechnet wer-
den.

• Entwicklung von  regionalem,  standortgerechtem Grünland ohne Düngung und Pflanzen-
schutzmitteleinsatz

• Baubedingte Bodenverdichtungen werden vor Anlage des Grünlandes gelockert

• Abstand der Module vom Boden >0,80 m zur Gewährleistung einer dauerhaft geschlosse-
nen Vegetationsdecke

• Neuanlage einer 3-reihigen Hecke entlang der östlichen Grenze des Geltungsbereiches mit
gebietsheimischem Pflanzgut

• Verwendung von standortgemäßem, autochthonem Saatgut mit einem gewissen Blühpflan-
zenanteil

• Erhaltung der biotopkartierten Knicks, des Quellsumpfes und des Nassgrünlandes

• regelmäßige extensive Nutzung des seggenreichen Nassgrünlandes, um Artenvielfalt dort
zu erhalten und die Ausbildung artenarmer Dominanzbestände zu vermeiden

• Zufahrt und interne Erschließungswege ausschließlich in unbefestigter und begrünter Weise

• Versickerung des (über die Module) anfallenden Niederschlagswassers vor Ort

• Reinigung der PV-Module ausschließlich mit Wasser

Ergebnis: Erhebliche Auswirkungen auf einzelne Arten oder Lebensgemeinschaften sind unter
Berücksichtigung der beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen nicht erkennbar. 

10.6 Schutzgut Tiere

10.6.1 Basisszenario

Aus faunistischer Sicht können im Plangebiet insbesondere Lebensräume von Vögeln wie Brut-
und Rasthabitate sowie Nahrungsgebiete,  bei Fledermäusen Nahrungshabitate und Flugstra-
ßen  und  bei Amphibien/Reptilien Laichgewässer,  Sommerlebensräume oder  Winterquartiere
betroffen sein. Grundlage für die Ausführungen in den kommenden Kapiteln ist ebenfalls der Ar-
tenschutzrechtliche Fachbeitrag der „Biologen im Arbeitsverbund“ ([BIA 2023]).

10.6.1.1 Fledermäuse

Für  den Betrachtungsraum ist  mit  dem Vorkommen von Fledermäusen zu rechnen,  da Le-
bensstätten in Form älterer Gehölze und Siedlungsstrukturen im Umfeld des Plangebiets vor-
handen sind. So ist von einem Vorkommen weit verbreiteter Arten wie beispielsweise Breitflü-
gelfledermaus, Mückenfledermaus, Zwergfledermaus, Großer Abendsegler sowie Rauhautfle-
dermaus auszugehen. Da Quartierstandorte im Plangebiet vollständig fehlen, beschränkt sich
seine Bedeutung auf die Funktion als mögliches Jagdhabitat der genannten Arten. Besonders
geeignete Strukturen für Nahrungshabitate stellen in erster Linie die Waldrandbereiche mit den
vorgelagerten Fischteichen nördlich des Plangebietes dar, doch kann auch dem Quellbereich
eine gewisse Bedeutung als Jagdhabitat für Fledermäuse aufgrund des potenziellen Nahrungs-
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reichtums zugesprochen werden.  Ein vorhabenbedingter Verlust  dieser  Habitatfunktionen im
Plangebiet  kann aber nicht abgeleitet werden, da sich die an das Plangebiet angrenzenden
Strukturen nicht verändern werden und die Vorhabensflächen durch die geplante extensive Nut-
zung in ihrer Bedeutung als Nahrungshabitat eher verbessern werden. So bleiben insbesondere
der wertvolle Quellbereich und der angrenzende Feuchtwiesenkomplex von den Planungen un-
berührt. Eine vorhabenbedingte Beeinträchtigung der Fledermausfauna kann daher im Vorhin-
ein ausgeschlossen werden.

Die Bedeutung ist demnach als gering zu bewerten. Eine weitere Betrachtung erfolgt nicht. 

10.6.1.2 Amphibien

Zur Erfassung der Amphibienbestände wurde das Untersuchungsgebiet im Zeitraum von An-
fang April bis Mitte Mai dreimal begangen (08.04., 20.04. und 17.05.2022). Weitere Hinweise
wurden im Rahmen der ersten Begehung zur Erfassung der Brutvögel notiert (23.03.2022, erste
Suche nach Frühlaichern) 

Die Gruppe der Amphibien ist im Untersuchungsgebiet sehr arten- und individuenarm ausge-
bildet. Nachweise von Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie wie Moorfrosch und Kammmolch
wurden nicht erbracht und künftige Vorkommen sind aufgrund der ungünstigen Habitatbedin-
gungen und fehlenden aktuellen Nachweise aus der Umgebung auch nicht zu erwarten. Mögli-
che vorhabenbedingte Beeinträchtigungen von Amphibienarten des Anhang IV der FFH-Richtli-
nie sind demnach nicht zu erwarten. 

Es  gelang während der Untersuchung allein der Nachweis von Teichmolch und Teichfrosch.
Während sich der Teichmolch auf die nördlich an das Plangebiet angrenzenden Fischteiche be-
schränkte und nur vereinzelt vorkam, wurde der Teichfrosch häufiger und an mehreren Stellen,
auch an geeigneten Grabenabschnitten, festgestellt 

Die Bedeutung ist demnach als gering zu bewerten. Eine weitere Betrachtung erfolgt nicht.

10.6.1.3 Brutvögel

Zur Erfassung der Brutvögel wurden im Untersuchungsgebiet im Zeitraum zwischen Ende März
und Mitte Mai 2022 vier Geländebegehungen bei günstigen Witterungsbedingungen durchge-
führt. Die Durchgänge erfolgten ganz überwiegend in den frühen Morgenstunden zur Zeit der
höchsten Gesangsaktivität. Die Erfassungsdurchgänge erfolgten am 25.03., 08.04., 20.04. und
17.05.2022. Weitere Hinweise wurden im Rahmen der Begehungen zur Erfassung der Amphibi-
en notiert. 

Es konnten fünf Vogelarten innerhalb des Untersuchungsgebietes, aber außerhalb bzw. am äu-
ßeren Rand des Plangebietes, festgestellt  werden. Dabei handelt  es sich um Blaukehlchen,
Rohrammer, Schwarzkehlchen, Stockente und Wiesenpieper. Sämtliche nachgewiesene Brut-
vorkommen beschränken sich  auf  den teils  verbuschten und verschilften,  nicht  überplanten
Quellbereich (Blau- und Schwarzkehlchen, Rohrammer, Wiesenpieper) sowie einzelne randli-
che Grabenabschnitte (Schwarzkehlchen, Stockente).  Die im Plangebiet ausgebildete Acker-
fläche sowie die als Grünland genutzten Flächen werden infolge der hohen Nutzungsintensität
nicht zur Brut genutzt.

Vier der festgestellten 5 Arten brüteten innerhalb des nicht überplanten Quellbereichs, in dem
Rohrammer, Wiesenpieper und Blaukehlchen ausschließlich vorkamen. Das Schwarzkehlchen
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besaß zwei weitere Reviere im Bereich eines durch Schilfbestände gekennzeichneten Graben-
abschnittes und am Rande eine größeren Sukzessionsfläche an der südlichen Grenze des Un-
tersuchungsgebietes. Weiterhin konnte die Stockente mit zwei Revieren im Westen des Unter-
suchungsgebietes  festgestellt  werden.  Zu  nennen  sind  folgende  Arten:  Amsel,  Bluthänfling,
Buchfink,  Buntspecht,  Dorngrasmücke,  Gartenrotschwanz,  Goldammer,  Habicht,  Kohlmeise,
Kolkrabe, Mönchgrasmücke, Rotkehlchen, Singdrossel, Star, Stieglitz, Zaunkönig und Zilpzalp. 

Im Artkataster des Landes (LANIS im LfU) sind folgende Brutnachweise weiterer Arten doku-
mentiert: 

• Weißstorch in Bekmoor, 2022, ca. 1,5 km zum Plangebiet, 

• Weißstorch in Heiligenstedten, 2021, ca. 1 km zum Plangebiet, 

• Uhu im Heiligenstedter Holz, 2021, ca. 1,5 km zum Plangebiet, 

• Scheiereule, diverse 2018- 2022, Oldendorf (1,6 km), Striebel-Neuhof (1,5 km) und Bek-
dorf (2,2 km). 

In den nördlich an den Geltungsbereich angrenzenden Gehölz-  und Waldbeständen wurden
während der Begehungen zahlreiche Gehölzbrüterarten erfasst.

Der Brutvogelbestand wird aufgrund der Struktur des Plangebietes und der näheren Umgebung
(überwiegend intensive Landwirtschaft auf Acker- und Grünlandflächen, jedoch auch vorhande-
ne Gehölzstrukturen und ein Quellbiotop) als mittel bis hoch bewertet.

10.6.1.4 Reptilien

Für die Gruppe der Reptilien gilt, dass ein Vorkommen von Schlingnatter und Zauneidechse als
anspruchsvolle Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie im Untersuchungsgebiet nicht zu erwar-
ten ist. Es liegen auch keine Hinweise auf Vorkommen in den Landesdaten aus der näheren
und weiteren Umgebung des Plangebiets vor. Beide Arten bevorzugen wärmebegünstigte Le-
bensräume mit Offenboden auf Sand- bzw. Moorstandorten, die im Betrachtungsraum nicht an-
zutreffen sind.  Zwar  kommen beide Arten auch in  Randbereichen von Bahnlinien vor,  doch
grenzen diese im Betrachtungsraum an feuchte Niedermoorstandorte, die von der Zauneidech-
se nicht  besiedelt  werden. Die Schlingnatter  ist  in Schleswig-Holstein nur noch an wenigen
Standorten bekannt, die weit ab vom Plangebiet liegen. Mögliche vorhabenbedingte Schädigun-
gen und Störungen der Arten sind demnach nicht zu erwarten.

Das Plangebiet wird aufgrund dessen Struktur und der näheren Umgebung (überwiegend inten-
sive Landwirtschaft auf Acker- und Grünlandflächen, vorhandene Gehölzstrukturen) für Reptili-
en als gering/mittel bewertet. Es erfolgt keine weitere Betrachtung.

10.6.1.5 Sonstige Tierarten

Für die weiteren nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützten und in Schleswig-Holstein be-
heimateten Säugetierarten, Fischotter, Biber, Hasel- und Waldbirkenmaus ist ein Vorkommen im
Vorhabengebiet  laut  Verbreitungsbild  sowie  der  Habitatausstattung  auszuschließen.  Auszu-
schließen sind Vorkommen der nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützten Fischarten Eu-
ropäischer Stör,  Baltischer Stör und Nordseeschnäpel,  der Käferarten Eremit,  Heldbock und
Schmalbindiger  Breitflügel-Tauchkäfer,  der  Libellenarten Asiatische Keiljungfer,  Grüne Mosa-
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ikjungfer, Große Moosjungfer, Östliche Moosjungfer, Zierliche Moosjungfer und Sibirische Win-
terlibelle  der  Schmetterlingsart  Nachtkerzenschwärmer  und  der  Weichtiere  Zierliche  Teller-
schnecke und Gemeine Flussmuschel. Es erfolgt daher keine weitere Betrachtung dieser Arten.

10.6.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

10.6.2.1 Brutvögel

Baubedingt

Durch Bautätigkeiten (Baufeldfreimachung/bauvorbereitende Maßnahmen, Fundamentbau, Er-
richtung) besteht die Gefahr, dass Gelege zerstört oder Bruten aufgegeben werden und somit
das Tötungsverbot erfüllt wird (betrifft v.a. Bodenbrüter des Offenlandes). 

Anlage- und betriebsbedingt

Anlage- oder betriebsbedingte Tötungen von Brutvögeln können sicher ausgeschlossen wer-
den. Da es sich bei der betroffenen Fläche um Biotoptypen handelt, die in der Umgebung wei-
terhin  vorhanden sind,  können die vorkommenden Vogelarten problemlos  auf  angrenzende,
ähnlich strukturierte Flächen ausweichen, so dass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs-
stätte im räumlichen Zusammenhang im Sinne des § 44 (5) BNatSchG weiterhin gewährleistet
ist.

Insgesamt betrachtet sind somit keine relevanten vorhabenbedingten Auswirkungen auf die das
Plangebiet besiedelnden Brutvögel abzuleiten.  Es ist demnach davon auszugehen, dass der
Verbotstatbestand des § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG nicht verwirklicht wird. 

10.6.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

10.6.3.1 Brutvögel

Zur Vermeidung von baubedingten Tötungen und Störungen gelten für die betroffenen Arten
und ökologischen Gilden der Brutvögel nachfolgende Bauzeitenausschlussfristen:

• Bodenbrüter des Offenlandes/Binnengewässerbrüter

(Wiesenpieper, Rohrammer, Schwarzkehlchen, Blaukehlchen): 01.03. bis 31.07 (bzw. 01.07)

Durch die potenzielle Betroffenheit der Gilde der Bodenbrüter des Offenlandes und der Binnen-
gewässerbrüter ist der Bau bzw. die Baufeldräumung im gesamten Plangebiet nur außerhalb
der Brutzeit, im Zeitraum vom 01. August bis 28./29. Februar, durchzuführen. Für Nebenanla-
gen,  wie Transformatoren-,  Wechselrichter-,  Übergabestationen und Batteriespeichern sowie
teilversiegelten Erschließungswegen gilt der Bauzeitraum vom 01. Juli bis 28./29. Februar, so-
fern sich die Arbeiten bis zum 31.07. ausschließlich auf den Bereich außerhalb der 40 m Zonen
um die Brutstandorte beschränken.

Sind der Bau bzw. die Baufeldräumung außerhalb der Brutzeit nicht möglich oder sollten die
Baumaßnahmen in die Brutzeit hinein fortgesetzt werden, sind im Rahmen der artenschutzfach-
lichen  Baubegleitung  gezielte  Vergrämungsmaßnahmen  zu  beachten  bzw.  Maßnahmen  zur
Entwertung von potenziellen Brutplätzen vor Brutbeginn durchzuführen, die in enger Abstim-
mung mit der zuständigen Naturschutzbehörde zu erarbeiten sind und die von dieser, vor Be-
ginn der Umsetzung, zu genehmigen sind.  Vor Baubeginn ist  eine Besatzkontrolle durchzu-
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führen. Sollten Gelege bzw. Jungvögel im Vorhabengebiet festgestellt  werden, ist  die Natur-
schutzbehörde vor Baubeginn zu kontaktieren.

In den für die kartierten Brutvögel besonders attraktiven Quellsumpf wird nicht eingegriffen.

Insgesamt kann somit  die  Verwirklichung eines Verbotstatbestands nach § 44 Abs.  1 Nr.  3
BNatSchG i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG ausgeschlossen werden. 

10.7 Schutzgut Biologische Vielfalt

10.7.1 Basisszenario

Die Beurteilung der biologischen Vielfalt des Plangebietes erfolgt unter Berücksichtigung folgen-
der Gegebenheiten:

• Die Ackerflächen, die die Landschaft  am deutlichsten prägen, sind wenig divers und alle-
samt sehr ähnlich in ihrer Ausprägung. 

• Die Grünländer, die die Landschaft ebenfalls stark prägen, sind meist nur wenig divers und
allesamt mehr oder weniger ähnlich in ihrer Ausprägung.

• Die Knicks sind als hochwertige Biotope einzustufen.

• Das südlich angrenzende Quellbiotop sowie das Nassgrünland sind als hochwertige Biotope
einzustufen.

• Die faunistische Biodiversität ist gesamt gesehen innerhalb des Geltungsbereiches nicht be-
sonders hoch, vielmehr haben sich überwiegend nur weit verbreitete und anpassungsfähige
Arten angesiedelt.

Das Plangebiet hat für das Schutzgut Biologische Vielfalt eine mittlere Bedeutung. 

10.7.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Grundsätzlich ist die Biologische Vielfalt im Plangebiet mäßig. Insgesamt wirkt sich das Vorha-
ben nicht erheblich auf die Strukturvielfalt des Gebietes und entsprechend auch nicht erheblich
auf die Habitatausstattung aus. Potenziell wären aber bei nicht umsichtiger Planung und fehlen-
den Vermeidungsmaßnahmen und oder Verminderungsmaßnahmen negative Folgen z. B. für
Brutvogelgemeinschaften möglich, wodurch auch die Biodiversität leiden würde. Von dem Vor-
haben geht demnach weniger eine strukturelle Gefährdung als eine potentielle Gefährdung der
vorgenannten Artengruppe aus.

10.7.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

Ergebnis: Erhebliche Auswirkungen auf einzelne Arten oder Lebensgemeinschaften sind unter
Berücksichtigung der zu den Schutzgütern Pflanzen und Tiere beschriebenen Vermeidungs-
maßnahmen nicht erkennbar. Daher sind keine zusätzlichen Maßnahmen zur Verminderung der
Auswirkungen auf das Schutzgut biologische Vielfalt notwendig.
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10.8 Schutzgut Fläche und Boden

Mit der Aufnahme des Schutzgutes „Fläche“ in den Katalog der zu prüfenden Umweltbelange
gemäß BauGB sollen die Auswirkungen der Planung auf die betroffenen Flächen, insbesondere
auf den Flächenverbrauch, geprüft und minimiert werden.

Gemäß § 1 (3 und 5) BNatSchG und BauGB § 1a (2) sind Böden so zu erhalten, dass sie ihre
Funktion im Naturhaushalt erfüllen können. Die Funktionen des Bodens sind gemäß Bundesbo-
denschutzgesetz (BBodSchG) zu sichern oder wiederherzustellen. Der Boden fungiert als Fil-
ter-, Puffer- und Speichermedium u.a. für Wasser, Luft und Schadstoffe.

Danach sind folgende Grundsätze zu beachten: 

• sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden,

• Erhalt der Bodenfunktion wo immer möglich

• Begrenzung von Bodenversiegelung auf das notwendige Maß, 

• Verringerung  der  zusätzlichen  Inanspruchnahme  von  Flächen  durch  Wiedernutzbarma-
chung, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der Innenentwicklung, 

• Umnutzung von landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzten Flächen nur im
notwendigen Umfang. 

10.8.1 Basisszenario

Bestand Fläche

Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 10,1 ha. Die Eingriffsfläche (6,2 ha) wird derzeit in-
tensiv landwirtschaftlich als Ackerfläche und Grünland genutzt. 

Das Plangebiet hat für das Schutzgut Fläche eine mittlere Bedeutung.

Bestand Boden

Laut der Bodenkarte von Schleswig-Holstein (M 1 : 25.000, 2[UMWELTPORTAL SH 2023]) stehen
im Plangebiet besonders Niedermoor-Böden an. Nordöstlich wird dieser Bodentyp dann durch
Gley ersetzt. Im östlichen Plangebiet sind Braunerden anzutreffen. Diese Bodentypen werden
im Gutachten „Plangebiet  Solarpark Julianka-bodenkundliche Bewertung“ ([ARGUMENT GMBH
2023]) ebenfalls benannt und näher betrachtet.

Niedermoore sind Böden, die sehr große Mengen (über 30%) an organischem Material als Torf
enthalten. Das Normniedermoor ist basenreich und kalkfrei. Dieser Bodentyp wird unter land-
wirtschaftlicher  Nutzung  größtenteils  als  Grünland  genutzt.  Mit  zunehmender  Intensität  der
Flächenbewirtschaftung verschlechtern sich  die Torfeigenschaften und durch Mineralisierung
der Torfe treten Höhenverluste auf. Die Grenzen der Befahrbarkeit bzw. Trittfestigkeit werden
häufig erreicht. Es ist jedoch in diesem Fall anzumerken, dass laut der bodenkundlichen Bewer-
tung ([ARGUMENT GMBH 2023]) bereits Störungen des Bodenkörpers vorhanden sind (Bahntras-
se und B5 und damit verbundene Baumaßnahmen). Des Weiteren konnten lediglich an zwei
Prüfstandorte, welche sich in Nähe des Quellbiotops befinden, stark humose bis anmoorige
Mutterböden bestätigt  werden. Bei zwei weiteren Prüfstandorten innerhalb des Plangebietes
wurden Mineralböden ohne Torfablagerungen innerhalb des sondierten 6 m Raumes festge-
stellt. 

Bei Gleyen handelt es sich um von Grundwasser beeinflusste Böden, welche große Wasser-
mengen speichern können. Durch den hohen Grundwasserstand der Gleyböden ist die land-
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und forstwirtschaftliche Nutzung stark eingeschränkt. Trotzdem wurde auch der Ackerbau auf
diese grundwasserbeeinflussten Böden ausgeweitet. Das Befahren der Gleyböden mit landwirt-
schaftlichen Nutzfahrzeugen verursacht zudem eine starke Bodenverdichtung, da die nassen
Böden empfindlich auf mechanischen Druck reagieren. Das Bodenleben und der Pflanzenertrag
wird dadurch negativ beeinträchtigt.

Braunerden weisen meist  eine mittlere Basensättigung und eine mittlere bis  hohe nutzbare
Feldkapazität auf und werden oft ackerbaulich genutzt. Der Prozess der Verbraunung und die
daraus entstehenden typischen "braunen" Böden sind für Mitteleuropa typisch, wodurch dieser
Bodentyp in Deutschland weit verbreitet ist.

Die Niedermoor-Böden haben aufgrund ihrer relativ geringen Verbreitung und hohen Gefähr-
dung durch Emissionen klimawirksamer Gase und die Sackungsempfindlichkeit eine hohe Be-
deutung für das Schutzgut Fläche und Boden.

Die Gleye haben aufgrund ihrer relativ geringen Verbreitung bei geringen bis maximal mittleren
natürlichen Nährstoffvorräten und unter Berücksichtigung der beschriebenen Belastungen eine
mittlere Bedeutung für das Schutzgut Fläche und Boden.

Die Braunerden weisen aufgrund ihrer häufigen Vorkommen und ihrer vergleichsweise geringen
Belastungen eine geringe Bedeutung für das Schutzgut Boden auf.

10.8.2 Entwicklung  des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Baubedingt

Bei  den Baumaßnahme kann es zu temporären Bodenverdichtungen im Verlauf  des Baues
bspw. durch Befahren mit Fahrzeugen kommen. Zudem kann der Einsatz von Baumaschinen
eine Schadstoffbelastung/ -eintrag (Staub, Benzin, Diesel, Öl) bewirken. Unfälle/Havarien könn-
ten zu evtl. Kontaminationen und Verunreinigungen führen. 

Anlage- und betriebsbedingt

Durch die Verwendung von gerammten Stahlträgern für die Trägerkonstruktion der Solarmodule
kommt es zu keiner Bodenversiegelung. Diese erfolgt ausschließlich durch die Nebenanlagen
und Einfriedung. Großflächige Versiegelungen/Verdichtungen sind nicht zu erwarten. Nach In-
stallation der Tragwerke und Paneele werden sich Bodengefüge und Vegetation aufgrund der
dann weitgehend unterlassenen Untergrundbelastung erholen. Es kommt jedoch zu einer „Ü-
berdachung“ von Boden. Die Erheblichkeit der Beeinträchtigungen wird durch horizont- spezifi-
sche Zwischenlagerung und anschließend horizontgerechter Verfüllung sowie die zeitliche Be-
grenzung der diesbezüglichen Bauarbeiten auf wenige Tage vermieden. Für die gesamte Nut-
zungsdauer von 30 Jahren bleibt das Bodengefüge – im Gegensatz zur aktuellen intensiven
ackerbaulichen oder Grünland-Nutzung – dann unberührt.  Die Umwandlung der intensiv ge-
nutzten landwirtschaftlichen Flächen in extensiv genutztes Grünland entlastet den Boden und
die Stillgewässer (u.a. den Fischteich nördlich) von Einträgen aus der Landwirtschaft, der Gras-
und Krautbewuchs schützt den Boden vor Erosion. Das Fehlen der Bodenbewirtschaftung gibt
dem Boden eine Chance zur natürlichen Regeneration. Nach Errichtung der Anlage erfolgt die
Pflege  der  Fläche  durch  eine  extensive  Mahd oder  Beweidung.  Das  Ablaufen  des Nieder-
schlagswasser wird sich auf den Traufbereich der Paneele konzentrieren. Damit entstehen zu-
sätzliche unterschiedlich strukturierte Lebensbedingungen. Es sei darauf hingewiesen, dass die
Boden-  und  Biotopfunktion  durch  die  Modulüberbauung  allenfalls  unerheblich  beeinträchtigt
wird. Anhand inzwischen zahlreicher Freiflächen-PV-Anlagen ist erkennbar, dass sich auch un-
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ter den Modulen eine geschlossene, artenreiche Staudenflur bildet und insofern auch die Bo-
denfunktionen keiner (erheblichen) Beeinträchtigung unterliegen werden. Der im südlichen Teil
der Planfläche vorliegende, ohnehin schon gestörte Moorkörper  ([ARGUMENT GMBH 2023]) er-
fährt durch das Vorhaben eine Aufwertung. Für die entwässerten und landwirtschaftlich genutz-
ten Moorböden innerhalb des Plangebietes ist eine Wiedervernässung vorgesehen. Hierfür wer-
den entlang des „Graben 1“ Stauanlagen bzw. Bohlen zur partiellen Aufstauung eingebracht (s.
Hydrologisches Gutachten im Anhang). Dem vermehrten Austritt  von klimarelevanten Gasen
(CO2) wird auf diese Weise entgegengewirkt.

10.8.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

Zur Minimierung der Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Fläche und Boden tragen 
folgende Maßnahmen und Festsetzungen bei: 

• Solarmodule werden mit Stützen ohne große Betonfundamente aufgestellt, der Boden wird
kaum verändert und die Stützen können relativ leicht wieder entfernt werden.

• Zaunpfosten der Einzäunung werden ebenfalls gerammt.

• Durchlässige Gestaltung der Oberflächen. Die Nutzungsintensität ist vor allem auf die Über-
stellung der landwirtschaftlich genutzten Flächen mit Solarmodulen zurückzuführen. Boden-
versiegelung wird auf das Betriebsgebäude bzw. Trafostationen begrenzt.

• Anlage evtl. erforderlicher Betriebswege ausschließlich in wassergebundener Bauweise.

• Die Baumaßnahmen sollten bei trockener Witterung durchgeführt werden.

• Eventuell überschüssiger Bodenaushub sollte, wenn möglich, ortsnah verwendet werden,
um unnötig lange Transportwege zu vermeiden.

• Zum Schutz des Bodens vor Beeinträchtigungen während des Bauzeitraumes sind boden-
schonende Baufahrzeuge einzusetzen sowie druckmindernde Auflagen anzuwenden.

• Die entwässerten und landwirtschaftlich genutzten Moorböden innerhalb des Plangebietes
werden wiedervernässt.

• Extensive Bewirtschaftung der Fläche nach Errichtung der Anlage.

Der Umgang mit bodengefährdenden Stoffen ist gemäß den guten fachlichen Praktiken durch-
zuführen. Eventuelle Verunreinigungen/Austritte sind umgehend ordnungsgemäß zu beseitigen.

Ergebnis: Durch die geplante PV-FFA mit Nebenanlagen wird Boden in geringem Umfang ver-
siegelt, im Baustellenbereich kann es zu Bodenverdichtungen kommen. Der Eingriff in den Bo-
den und die damit einhergehende Versiegelung ist entsprechend auszugleichen.

Die Planung entspricht den in § 1a Abs. 2 BauGB genannten Grundsätzen.

10.9 Schutzgut Wasser

Wasser ist Bestandteil des Naturhaushaltes, Lebensraum für Tiere und Pflanzen und gehört zu
den Lebensgrundlagen des Menschen. Daher gelten sowohl das Grundwasser als auch das
Oberflächenwasser als schützenwerte Güter. Das Schutzgut Wasser wird als solches bei der
Aufzählung der Umweltbelange in §1 (6) Nr. 7 BauGB und als nicht erneuerbares Naturgut in §
1 (3) BNatSchG aufgeführt, dass es vor Beeinträchtigungen zu bewahren gilt. Das Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) enthält detaillierte Regelungen zum Gewässerschutz.
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10.9.1 Basisszenario

Grundwasser

Das Plangebiet befindet sich weder in einem Trinkwassergewinnungs- noch in einem Trinkwas-
serschutzgebiet. Das nächstgelegene Trinkwasserschutzgebiet „Itzehoe“ liegt östlich des Plan-
gebietes und zieht sich nördlich über Itzehoe in gut 2.500 m Entfernung. Der betroffene Grund-
wasserkörper Ei08 „Stör – Geest und östl. Hügelland“ ist hinsichtlich seines chemischen Zu-
standes gefährdet. Hinsichtlich seines mengenmäßigen Zustandes besteht keine Gefährdung.

Beim zweiten betroffenen Grundwasserkörper im Südwesten des Plangebietes handelt es sich
um Ei10 „Stör- Marschen und Niederungen“. Hier besteht weder hinsichtlich des mengenmäßi-
gen Zustandes eine Gefährdung noch hinsichtlich seines chemischen Zustandes.

Die nächste Grundwasserentnahmestelle befindet sich nördlich des Plangebietes in ca. 1,3 km
Entfernung. Es handelt sich um „WLG Oldendorf - SH_5815“ ([UMWELTPORTAL SH 2023]).

Das Plangebiet ist von geringer Bedeutung für den Erhalt des Schutzgutes Grundwasser. 

Oberflächenwasser

Nördlich  und nordöstlich  des Plangebietes  befinden sich  mehrere (naturnahe)  Stillgewässer
(Fischteiche).  Das Plangebiet selbst wird von einem Grabennetz durchzogen. Innerhalb des
Plangebietes verläuft auch das Verbandsgewässer „Graben 1“ des Sielverbandes Julianka.

Das Plangebiet ist von geringer Bedeutung für den Erhalt des Schutzgutes Oberflächengewäs-
ser. 

10.9.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

Baubedingt

Die Bautätigkeit erfordert die Bereitstellung von einem gewissen Wasservolumen als Brauch-
wasser. Weiterer Wasserbedarf ist nicht erkennbar. Im Zuge der Bebauungstätigkeiten werden
Baumaschinen eingesetzt, die den Boden verdichten. Dies verringert die aufgrund der Feinpo-
rigkeit geringe Wasserdurchlässigkeit, die Wasserspeicherfähigkeit, die Filtereigenschaften und
die Grundwasserneubildungsrate. Zudem kann der Einsatz von Baumaschinen zu Schadstoff-
belastungen/ -einträgen (Benzin, Diesel, Öl) führen. Unfälle könnten zu evtl. Kontaminationen
führen. In die Stillgewässer (Fischteiche) wird nicht eingegriffen. 

Anlage- und betriebsbedingt

Durch die Paneele kommt es zu einer Überdeckung/-dachung bisher offener Flächen. Die Versi-
ckerung von Niederschlagswasser wird sich v.a. auf den Traufbereich der Paneele konzentrie-
ren und von dort dem Grundwasser zugeführt.  Beeinträchtigungen des Wasserregimes sind
hierdurch nicht zu erwarten. Durch die Umwandlung von Intensiv-Acker bzw. Intensiv-Grünland
zu Extensiv-Grünland werden diffuse Einträge von Nährstoffen und Pflanzenschutzmitteln in
den Boden und damit ins Grundwasser während der Nutzungsdauer von 30 Jahren wirkungs-
voll unterbunden. 

Die sich im Plangebiet befindlichen Gräben bleiben in ihrer Funktion vollständig erhalten. Sie
werden keine strukturverändernden Maßnahmen erfahren. Um eine Wiedervernässung der ent-
wässerten, landwirtschaftlich genutzten Moorflächen innerhalb des Plangebietes erreichen zu
können, werden entlang des „Graben 1“ Stauanlagen bzw. Bohlen zur partiellen Aufstauung ein-
gebracht (s. Hydrologisches Gutachten im Anhang). Auf diese Weise wird einem vermehrten
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Austritt  von klimarelevanten Gasen (CO2) entgegengewirkt. Im Zuge dessen wird ein Teilab-
schnitt des Verbandsgewässers „Graben 1“ des Sielverbandes Julianka entwidmet. Hierfür wird
ein entsprechender Antrag gestellt.

10.9.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

Zur Minimierung der Auswirkungen der Planung auf  das Schutzgut Wasser tragen folgende
Maßnahmen und Festsetzungen bei: 

• Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser

• Aufstellen von Stauanlagen/ Bohlen entlang des „Graben 1“ zur partiellen Aufstauung (Ziel:
Wiedervernässung der entwässerten, landwirtschaftlich genutzten Moorflächen)

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist gemäß den guten fachlichen Praktiken durch-
zuführen. Eventuelle Verunreinigungen sind umgehend ordnungsgemäß zu beseitigen.

Ergebnis:  Von einer nachhaltigen Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist aufgrund der
geringen Eingriffe und der genannten Minimierungsmaßnahmen nicht auszugehen. 

10.10Schutzgut Klima und Luft

Die Luft ist Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen. Als Belange des Umweltschut-
zes werden Luft und Klima daher in § 1 (6) Nr. 7a BauGB aufgeführt. Auch das BNatSchG § 1
(3) Satz 4 fordert, Luft und Klima durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zu schützen. Im Bundesimmissionsschutzgesetz [BImSchG] werden der Umgang und die
Vermeidung von Immissionen festgesetzt. 

10.10.1 Basisszenario

Klima

Im Vorhabengebiet herrscht ein atlantisch geprägtes Seeklima mit einem ausgeglichenen Tem-
peraturgang mit milden Wintern und kühlen Sommern vor. Herangezogen wurden Daten aus It-
zehoe aufgrund der räumlichen Nähe.

Es gibt eine geringe Zahl an Frosttagen im Jahr (im Januar und Februar) und eine geringe Zahl
an Sommertagen mit Temperaturen über 20°C (im Juli und August). Die Temperatur liegt in den
kältesten Monaten Januar und Februar im Mittel bei circa 2°C. Die Vegetationsperiode setzt erst
spät ein, wärmste Monate sind Juli und August im Mittel bei gut 17,8 bis 18,1°C. Das Wetter ist
durch Wolken- und Niederschlagsreichtum geprägt.  Über ein Jahr verteilt summieren sich die
Niederschläge auf 856 mm (s. Abb. 11). Zwischen dem trockensten Monat April und dem nie-
derschlagreichsten Monat  Juli liegt eine Differenz von  37 mm. Der wärmste Monat Juli ist im
Durchschnitt um 16,2 °C wärmer als der kälteste Monat Januar. Vorherrschend sind West-Wind-
Wetterlagen mit etwas südlicher Tendenz. Es ist eine beständige Frischluftzufuhr gegeben. Im
Bereich der Niederungen sind tendenziell  geringfügig luftfeuchtere und kühlere Bedingungen
anzunehmen. Lokalklimatisch stellt die Plangebietsfläche Kaltluftproduktionsflächen dar. In kla-
ren Nächten kühlt die Oberfläche des Offenlandes ab. 
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Luft

Gemäß des Umweltbundesamtes weist die Stadt Itzehoe (direkt angrenzend an Heiligensted-
ten) eine gute Luftqualität auf. Der Grenzwert des Luftschadstoffes Ozon wir lediglich an 2 Ta-
gen im Jahr überschritten. Der PM -Tagesmittelwert (Feinstaub) überschreitet lediglich an ei₁₀ -
nem Tag im Jahr den Grenzwert von 50 µg/m³ . Beim Stickstoffdioxid findet keine Überschrei-
tung des Grenzwertes statt ([UMWELTBUNDESAMT]). Das Fehlen industrieller Großemittenten be-
einflusst die Luftqualität positiv. 

Die bisher unbebaute Fläche trägt zur Verminderung von Abstrahlungshitze, zur Kaltluft- und
Frischluftproduktion sowie zur Erhöhung der Luftfeuchtigkeit bei und hat damit eine hohe Be-
deutung für das Schutzgut Klima und Luft.

10.10.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Baubedingt

Während der Bauphase ist  lediglich kleinräumig von Auswirkungen auf das Schutzgut Klima /
Luft auszugehen. Der Einsatz von Baumaschinen und der Baustellenverkehr kann zu Schad-
stoffbelastungen führen. Diese sind jedoch nur temporärer Art.  

Anlage- und betriebsbedingt

Die klimatischen Eigenschaften des Planungsraums werden durch Umsetzung der Planinhalte
nicht verändert. Lediglich im mikroklimatischen Maßstab ergibt sich aufgrund der Überbauung
der Freifläche eine Änderung in Bodennähe. Diese äußert sich darin, dass die Verdunstungs-
und Transpirationsraten sowohl zwischen als auch unter den Modulen deutlich geringer ausfal-
len als bei einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung. Deutlich zu erkennen ist dieser Effekt
bei der Betrachtung bestehender Freiflächen-PV-Anlagen: Insbesondere in trockenen Wochen
und Monaten hält sich vor allem unterhalb der Module eine dichte, grüne Staudenflur infolge der
dort deutlich geringeren Sonneneinstrahlung und bietet Amphibien, Reptilien und Insekten be-
sonders geeignete Rückzugsräume, die eine Austrocknung der Tiere verhindert. Die Nutzung
regenerativer Energien hat  insgesamt positive Auswirkungen auf  die Schutzgüter Klima und
Luft. Zwar werden bei der Produktion der PV-Module Luftschadstoffe freigesetzt, deren Menge
liegt aber deutlich unter dem Einsparpotenzial durch die Nutzung regenerativer Energien ge-
genüber der Nutzung fossiler Energieträger.
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10.10.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

Ergebnis: Spezielle Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verminderung der ohne-
hin sehr geringen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft sind nicht erforderlich. Insge-
samt leistet das Vorhaben damit einen wichtigen Beitrag gegen den anthropogen bedingten Kli-
mawandel. 

10.11Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Kulturgüter sind im Rahmen der Orts- und Landschaftsbilderhaltung nach § 1 (5) BauGB zu
schützen. 

Ziel des Naturschutzes ist nach § 1 (1) Nr. 3 BNatSchG die dauerhaften Sicherung der Vielfalt,
Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft. Dazu zählt ins-
besondere auch die Bewahrung der historisch gewachsenen Kulturlandschaften, auch mit ihren
Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträch-
tigungen (§ 1 (4) Nr. 1 BNatSchG).

10.11.1 Basisszenario

In der näheren Umgebung des Plangebietes (<2.500 m) befinden sich  folgende eingetragene
Bau- und Gründenkmale:

• Kirche St. Marien (ObjektNr. 41027), Kirchhof (ObjektNr. 10234): ca. 1.000 m südöstlich
des Plangebietes 

• Gut Heiligenstedten (ObjektNr.  32819),  Obelisk (ObjektNr.  82), Herrenhaus (ObjektNr.
1675), Gutsgarten (ObjektNr. 446): ca. 1.400 m südöstlich des Plangebietes

• Brückenwärterhaus (ObjektNr. 10231): ca. 1.200 m südlich des Plangebietes 

• Husmannshus (ObjektNr. 9667): ca. 1.800 m südwestlich des Plangebietes in der Ge-
meinde Bekmünde

Zwischen den Denkmälern und dem Standort der geplanten PV-Anlage besteht keine Blickbe-
ziehung, da diese durch das Gehölz und rahmengebende Knicks bereits gestört wird.

Archäologische Kulturdenkmale sind im unmittelbaren Plangebiet nicht bekannt. Allerdings wird
ein Teil  des Plangebietes von einem Archäologischen Interessensgebiet  überlagert.  Darüber
hinaus befinden sich östlich und westlich des Plangebietes weitere Archäologische Interessen-
gebiete ([LVERMGEO SH]). 

Insgesamt weist das Plangebiet eine geringe Bedeutung für das Schutzgut Kultur- und sonstige
Sachgüter auf.

10.11.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Zwischen den Bau- und Gründenkmälern und dem Standort der geplanten PV-Anlage besteht
keine Blickbeziehung. Ein Untersuchungsbedarf bezüglich der Bau- und Gründenkmale wird da-
her nicht gesehen. 

Das Schutzgut kulturelles Erbe könnte durch folgende Auswirkungen des Vorhabens erheblich
betroffen sein:
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Archäologische Funde sind während der  Bauarbeiten grundsätzlich  möglich  und bei  Entde-
ckung unverzüglich der oberen Denkmalschutzbehörde Schleswig-Holstein zu melden.

10.11.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Auswirkungen

Untersuchungen im Vorfeld der Bauarbeiten wurden seitens des archäologischen Landesamtes
nicht für erforderlich erachtet. Sollten im Rahmen der Bauarbeiten Funde gemacht werden oder
auffällige Bodenverfärbungen zu Tage treten, ist  die Baustelle zur Vermeidung von Schäden
stillzulegen und das archäologische Landesamt zu informieren. Dieses führt ggf. Sicherungs-
maßnahmen durch und entscheidet, ob die Durchführung von Erkundungsmaßnahmen erfor-
derlich wird.

Ergebnis: Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sonstige Sachgüter sind
nicht zu erkennen. Archäologische Funde sind während der Bauphase grundsätzlich möglich
und bei Entdeckung unverzüglich der Oberen Denkmalschutzbehörde zu melden.

10.12Wechselwirkungen

Wechselwirkungen sind gegeben, wenn Auswirkungen auf ein Schutzgut Veränderungen für ein
anderes Schutzgut mit sich bringen. Die Betrachtung der Wechselwirkungen trägt der Tatsache
Rechnung, dass die Umwelt ein funktionales Wirkungsgefüge ist. Dieses Wirkungsgefüge kann
über die Darstellung und Bewertung der einzelnen Schutzgüter nicht in seiner Gesamtheit ab-
gebildet werden. Schutzgutinterne Wechselwirkungen sind in der Regel im Rahmen der Ermitt-
lung, Analyse und Beurteilung der jeweiligen Schutzgutfunktionen der Einzelschutzgüter berück-
sichtigt. Eine schutzgutübergreifende Betrachtung von Wechselwirkungen ist in Landschaftsräu-
men sinnvoll, die Biotopkomplexe mit besonderen ökosystemaren Beziehungen zwischen den
Schutzgütern aufweisen, die in der Regel nicht wiederherstellbar sind. 

Unter Berücksichtigung der skizzierten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen scheinen
die im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens entstehenden Auswirkungen geringe oder maxi-
mal  mittlere  Beeinträchtigungsintensitäten  hervorzurufen.  Erhebliche  Auswirkungen  durch
Wechselwirkungen sind daher nicht erkennbar.

10.13 Artenschutzrechtliche Prüfung 

Das geplante Vorhaben wurde artenschutzrechtlich geprüft.  Es erfolgte eine Betrachtung der
möglichen  Auswirkungen  des  Vorhabens  auf  die  Belange  des  Artenschutzes  gem.  §  44
BNatSchG. Im Jahr 2022 fanden mehrere Ortsbegehungen statt. Es wurden die für das Vorha-
ben relevanten europäischen Vogelarten sowie die Tier-  und Pflanzenarten des Anh. IV der
FFH-Richtlinie im Plangebiet und der nächsten Umgebung ermittelt und bezüglich artenschutz-
rechtlicher Konflikte, die zum Eintreten eines oder mehrerer Verbotstatbestände gem. § 44 I
BNatSchG führen können, überprüft und bewertet ([BIA 2023]).

Gemäß § 44 (1) BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tierarten der besonders geschützten
Arten zu fangen oder zu schädigen. Darüber hinaus dürfen Fortpflanzungs- und Ruhestätten
der unter dem strengen und dem besonderen Artenschutz stehenden Arten sowie der europäi-
schen Vogelarten nicht gestört oder geschädigt werden. 
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Hinsichtlich der potenziellen Betroffenheit  von in Schleswig-Holstein beheimateten Arten des
Anhangs  IV der  FFH-Richtlinie  (streng geschützte  Arten von  gemeinschaftlichem Interesse)
kann folgendes festgestellt werden:

• Das Vorkommen der Pflanzenarten Froschkraut, Kriechender Sellerie, Schierlings-Wasser-
fenchel, Moose und Flechten kann im Plangebiet ausgeschlossen werden.

• Fledermäuse

Für potenziell vorkommende Fledermausarten stellt das Plangebiet, wenn überhaupt, nur ei-
nen kleinen Ausschnitt ihres gesamten Habitats bzw. Aktionsraumes dar. Durch das Vorha-
ben erfolgen keine Eingriffe in Gehölze > 50 cm Durchmesser. Nutzungsbedingt sind keine
Gefährdungen zu erwarten, da die (unbeweglichen, niedrigen) Baukörper bei der Ortung er-
kannt und umflogen werden. Es sind keine Vermeidungsmaßnahmen notwendig.

• Amphibien

Die Gruppe der Amphibien ist im Untersuchungsgebiet sehr arten- und individuenarm aus-
gebildet.  Nachweise  von  Arten  des  Anhang  IV  der  FFH-Richtlinie  wie  Moorfrosch  und
Kammmolch wurden nicht erbracht und künftige Vorkommen sind aufgrund der ungünsti-
gen  Habitatbedingungen  und  fehlenden  aktuellen  Nachweisen  aus  der  Umgebung auch
nicht zu erwarten. Mögliche vorhabenbedingte Beeinträchtigungen von Amphibienarten des
Anhang IV der FFH-Richtlinie sind demnach nicht zu erwarten. Es sind keine Vermeidungs-
maßnahmen notwendig.

• Avifauna

Durch Bautätigkeiten besteht die Gefahr, dass Gelege oder Bruten aufgegeben werden und
somit der Verbotstatbestand der Schädigung bzw. Vernichtung von Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten erfüllt wird. Potenziell betroffen sind die  Bodenbrüter des Offenlandes/Binnenge-
wässerbrüter. Der Verbotstatbestand bezieht sich daher bei dieser Artengruppe auf Eingriffe
in bestehende Brutplätze während einer Brutperiode. Zum Schutz der Bodenbrüter des Of-
fenlandes und der Binnengewässerbrüter ist der Bau bzw. die Baufeldräumung daher nur
außerhalb der Brutzeit, im Zeitraum vom 01. August bis 28./29. Februar, durchzuführen. Da
sich innerhalb des Plangebietes sämtliche nachgewiesene Brutvorkommen auf den teils ver-
buschten  und  verschilften,  nicht  überplanten  Quellbereich  (Blau-  und  Schwarzkehlchen,
Rohrammer, Wiesenpieper) sowie auf einzelne randliche Grabenabschnitte (Schwarzkehl-
chen, Stockente) beschränken und die im Plangebiet ausgebildete Ackerfläche sowie die als
Grünland genutzten Flächen infolge der  hohen Nutzungsintensität  nicht  zur  Brut  genutzt
werden, gelten die festgelegten Bauausschlusszeiten für Nebenanlagen, wie Transformato-
ren-,  Wechselrichter-,  Übergabestationen  und  Batteriespeicher  sowie  teilversiegelte  Er-
schließungswegen ausschließlich innerhalb des Abstandsbereiches von 40 m zu dem süd-
lich gelegenen Quellbereich (Feuchtkomplex) (kein Bauen während der  Brutzeit,  s.  Kap.
10.6.3.1) zu. Auf diese Weise ist eine vollständige Vermeidung des Verbotstatbestandes der
Vernichtung und Schädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten erreichbar. Diese Vorge-
hensweise ist auch mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und von dieser bestä-
tigt worden.

• Reptilien

Das Plangebiet und die nähere Umgebung stellen für Reptilien keinen geeigneten Lebens-
raum dar. Es sind keine Vermeidungsmaßnahmen notwendig.

• Für 

• die sonstigen Säugetierarten Fischotter, Biber, Haselmaus und Waldbirkenmaus,
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• die Fischarten Europäischer Stör, Baltischer Stör und Nordseeschnäpel,

• die Käferarten Eremit, Heldbock und Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer,

• die Libellenarten Asiatische Keiljungfer, Grüne Mosaikjungfer, Große Moosjungfer, Östli-
che Moosjungfer, Zierliche Moosjungfer und Sibirische Winterlibelle,

• die Schmetterlingsart Nachtkerzenschwärmer und 

• die Weichtiere Zierliche Tellerschnecke und Gemeine Flussmuschel

stellt das Plangebiet keinen geeigneten Lebensraum dar. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung zum B-Plan 10 der Gemeinde Heiligenstedten kommt zu dem
Ergebnis,  dass  unter  Berücksichtigung  von  artenschutzrechtlichen  Vermeidungs-  und  Aus-
gleichsmaßnahmen (Bauzeitenausschlussfristen)  im Hinblick  auf  die  möglichen Beeinträchti-
gungen der prüfrelevanten Amphibien- und Brutvogelarten keine Zugriffsverbote nach § 44 Abs.
1  BNatSchG  berührt  werden.  Eine  Beantragung  einer  Ausnahmegenehmigung  gem.  §  45
BNatSchG ist somit nicht erforderlich. Das Vorhaben ist in Bezug auf § 44 (1) BNatSchG zuläs-
sig.

10.14Netz Natura 2000

Es befinden sich keine Natura-2000-Schutzgebiete innerhalb und in unmittelbarer Umgebung
des Plangebietes. Das nächstgelegene FFH-Schutzgebiet liegt ca. 1,4 km südlich des Plange-
bietes im Bereich der Stör („Schleswig-Holsteinisches Elbästuar und angrenzende Flächen“ DE
2323-392).

Bei einer Gegenüberstellung der Erhaltungsziele der nächstgelegenen NATURA 2000-Gebiete
sowie aufgrund der gegebenen Entfernung ist eine Betroffenheit nicht anzunehmen. Eine FFH-
Verträglichkeits(vor)-prüfung wird nicht als erforderlich erachtet.

10.15Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung
sowie der Verursachung von Belästigungen

Während der Bauphase kann es durch die Bautätigkeiten und der einzusetzenden Baufahrzeu-
ge zu einer erhöhten Staub-, Lärm-, Licht- und Abgasemission sowie zu Erschütterungen kom-
men. Diese sind jedoch nur temporär. Gesonderte Untersuchungen sind nicht erforderlich.

Strahlungsemissionen sind nicht zu erwarten. Blendeffekte sind nur im nächsten Umfeld wahr-
nehmbar.

10.15.1 Erzeugte Abfälle/Abwässer und ihre Beseitigung und Verwertung

Regenwasser

Da das anfallende Niederschlagswasser weiterhin versickern kann und die Versiegelungen sehr
gering gehalten werden, sind keine gesonderten Maßnahmen oder Anträge notwendig. 

Abfall/ Verwertung

Eine regelmäßige Abfallentsorgung ist nicht erforderlich, da beim Betrieb einer PV-FFA keine
Abfälle anfallen.
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10.15.2 Auswirkungen der eingesetzten Techniken und Stoffe

Es ist davon auszugehen, dass im vorliegenden Plangebiet nur allgemein gebräuchliche Techni-
ken und Stoffe eingesetzt werden, die den aktuellen einschlägigen Richtlinien und dem Stand
der Technik entsprechen.

10.15.3 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete

Vorhaben in direkter Nachbarschaft zum Plangebiet liegen nicht vor. Kumulationseffekte sind
daher nicht zu erwarten.

10.15.4 Nutzung von erneuerbaren Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie

Das gesamte Vorhaben dient dazu, 100 % regenerativ erzeugten Strom herzustellen, um auf
fossile Energieträger zu verzichten. Insgesamt leistet das Vorhaben damit einen wichtigen Bei-
trag zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie.

11 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Pla-
nung

Es ist damit zu rechnen, dass ohne Umsetzung der PV-Anlage die intensive landwirtschaftliche
Nutzung aufrechterhalten wird. 

12 Geplante Maßnahmen zum Ausgleich unvermeidbarer erheblicher nachteiliger Um-
weltauswirkungen

Rechtlicher Rahmen

Die Errichtung von baulichen Anlagen stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Über die
Belange des Naturschutzes ist nach den Vorschriften der Naturschutzgesetze zu entscheiden
(vgl. § 13 ff BNatSchG und 8 ff LNatSchG). 

Gemäß § 13 ff BNatSchG sind die mit dem Eingriff einhergehenden Beeinträchtigungen vorran-
gig zu vermeiden. Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind so gering wie möglich
zu halten, vorrangig gleichartig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder gleichwertig zu er-
setzen (Ersatzmaßnahmen). Ist eine Kompensation des Eingriffs nicht möglich, so ist eine Er-
satzzahlung zu leisten. 

Eine vollständige Vermeidung des Eingriffs wäre nur bei vollständigem Verzicht zum Bau der
Anlage möglich.

12.1 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung

Die Ermittlung des Umfangs der Kompensationsmaßnahmen für die Errichtung der PV-Anlage
orientiert  sich am Beratungserlass “Grundsätze zur Planung von großflächigen  Solar-Freiflä-
chenanlagen im Außenbereich” vom 01. September 2021. Aufgrund der in der Regel geringeren
Eingriffsschwere  bei  flächenhaften  Solaranlagen  gelten  die  Regelungen  des  Gemeinsamen
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Runderlasses  „Verhältnis  der  naturschutzrechtlichen  Eingriffsregelung  zum  Baurecht  vom
09.12.2013 (Amtsbl. Schl.-H. 2013, S. 1170)“ bezüglich der dort angegebenen Kompensations-
anforderungen nur begrenzt. Zur Einbindung der Anlagen in die Landschaft und zum Ausgleich
bzw. Ersatz betroffener Funktionen des Naturhaushalts sind daher Kompensationsmaßnahmen
im Verhältnis von 1:0,25 herzustellen. 

Das Ausgleichserfordernis wird über verschiedene Ausgleichsmaßnahmen erbracht. Des Weite-
ren wird eine Ausgleichsfläche in Oldendorf (Flurstück 3/2 der Flur 1 der Gemarkung Oldendorf)
hinzugezogen. Dort wird intensives Ackerland auf 8744 m2 in artenreiches Extensiv-Grünland
umgewandelt. Siehe hierzu den Umweltbericht im vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 10.

13 Planungsalternativen

Um den Ausbau der Versorgung mit regenerativen Energien voranzutreiben und damit einen
Anteil zur Verringerung des anthropogenen Klimawandels beizutragen, plant die Gemeinde Hei-
ligenstedten die Ausweisung von geeigneten Standorten für PV-Freiflächenanlagen innerhalb
des Gemeindegebietes. Sie hat daher eine Untersuchung zu potenziellen Standorten für Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen durchgeführt. Hinsichtlich möglicher Planungsalternativen wird somit
auf das anliegende Planungskonzept verwiesen.

Unter Berücksichtigung aller rechtlichen Rahmenbedingungen und nach Prüfung der Betroffen-
heit der Ausschluss- sowie der Abwägungskriterien kommt das Planungskonzept zu dem Er-
gebnis, dass die hier vorliegende Planfläche für die PV-Nutzung durchaus geeignet ist.

14 Zusätzliche Angaben

14.1 Methodik der Umweltprüfung, Probleme, Kenntnislücken

Auf Grundlage der bestehenden Nutzung der zu überplanenden Fläche einerseits und den Pla-
nungsinhalten andererseits wurde versucht, das geplante Vorhaben auf seine Umweltauswir-
kungen hin zu bewerten. 

Im Rahmen der  5.  Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der Arbeitsgemein-
schaft Itzehoe und Umland für den Bereich der Gemeinde Heiligenstedten wurde eine Beteili-
gung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB (scoping) durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in
die Planung eingearbeitet. Zudem wurden übergeordnete und kommunale Planungen gesichtet
und das Plangebiet wurde auf geschützte Biotope, sonstige schutzwürdige Bereiche und Land-
schaftsbestandteile und sonstige Landschaftselemente gesichtet. Auf dieser Grundlage wurde
eine Potenzialabschätzung bezüglich einer  Gefährdung von Lebensstätten und Arten vorge-
nommen. Ergebnisse flossen in den Punkt „Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-
kungen“ ein. Schwierigkeiten oder Probleme traten nicht auf. Kenntnislücken sind derzeit nicht
erkennbar.

14.2 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen und der 
Durchführung der geplanten Ausgleichsmaßnahmen

Mögliche erhebliche Umweltauswirkungen, die einer Überwachung bedürften, sind nach dem
jetzigen Kenntnisstand nicht erkennbar. 
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15 Zusammenfassung des Umweltberichts

Die Gemeinde  Heiligenstedten  verfolgt  mit  der  5.  Änderung des gemeinsamen Flächennut-
zungsplanes der Arbeitsgemeinschaft Itzehoe und Umland für den Bereich der Gemeinde Heili-
genstedten das Ziel, auf einer bisher landwirtschaftlich genutzten Fläche eine PV-FFA zu errich-
ten und zu betreiben.

Unter Berücksichtigung der bestehenden Nutzung und der Planungsinhalte wurde versucht, die
Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt nach Schutzgütern untergliedert zu bewerten. Es
erfolgte  darüber  hinaus  eine  artenschutzrechtliche  Bewertung  des Vorhabens.  Diese  wurde
durch eine Potenzialanalyse auf Grundlage der in Augenschein genommenen Habitate durch-
geführt. Fang- und Schädigungsverbote sowie Störungsverbote für unter dem besonderen Ar-
tenschutz stehende Arten gem. § 44 BNatSchG können  unter Berücksichtigung der Vermei-
dungsmaßnahmen ausgeschlossen werden. 

Die zusätzliche Belastung von Natur und Landschaft wird als vertretbar eingestuft. Verbleibende
Beeinträchtigungen auf Natur und Umwelt können durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
entsprechend dem Beratungserlass kompensiert  werden.  Erhebliche Beeinträchtigungen der
Schutzgüter Mensch, Landschaftsbild, Pflanzen, Wasser, Boden, Fläche, Klima und Luft können
ausgeschlossen werden. Kultur- und Sachgüter sind innerhalb des Plangebiets derzeit nicht be-
kannt. 

Planungsalternativen wurden gemeindegrenzenübergreifend überprüft, mit dem Ergebnis, dass
das Plangebiet für die Errichtung einer PV-FFA geeignet ist.

Die Gemeinde kommt zu dem Schluss, dass die für die 5. Änderung des gemeinsamen Flä-
chennutzungsplanes der Arbeitsgemeinschaft Itzehoe und Umland für den Bereich der Gemein-
de Heiligenstedten erforderlichen Umweltbelange ausreichend berücksichtigt und umweltbezo-
gene Auswirkungen gering bleiben bzw. ausgleichbar sind.

Es müssen weder CEF- noch FCS- Maßnahmen durchgeführt werden.
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Heiligenstedten, den _________________ _______________________________
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